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21. Wahlperiode

Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes fur Burokratiertickbau im Bereich des
Bundesministeriums fur Landwirtschaft, Ernahrung und Heimat

sowie in weiteren Bereichen

A. Problem und Ziel

Die Bundesregierung hat es sich zum Ziel gesetzt, den Staat einfacher, digitaler
und erfolgreicher zu machen. Entscheidungen, Prozesse und Strukturen der 6f-
fentlichen Verwaltung sollen dazu modernisiert werden. Mit der am 1. Oktober
2025 vom Bundeskabinett beschlossenen ,,Modernisierungsagenda — fiir Staat
und Verwaltung (Bund)“ hat die Bundesregierung einen Rahmen geschaffen, um
die notwendigen Schritte gemeinschaftlich anzugehen.

Ein wesentliches Handlungsfeld der Modernisierungsagenda ist ein spiirbarer Bi-
rokratiertickbau: ,,Die Bundesregierung baut konsequent birokratische Hirden
fiir Burgerinnen und Burger, Unternehmen und die Verwaltung ab, um sie von
unnotigem zeitlichen und personellen Aufwand zu entlasten und ihnen so neue
Freirdume zu eroffnen. Die Bundesregierung wird ihre gesteckten Blrokratie-
riickbauziele konsequent verfolgen und die im Koalitionsvertrag fur die 21. Le-
gislaturperiode vereinbarten ressortspezifischen Birokratiertickbauprojekte ent-
sprechend umsetzen.” (Seite 61).

Die Land- und Erndhrungswirtschaft ist stark von tiberbordender Biirokratie be-
troffen, weshalb kontinuierliche Entlastungen dieses Sektors erforderlich sind und
strukturelle Vereinfachungen beziehungsweise Biindelungen von behdrdlichen
Verwaltungsablaufen vorgenommen werden sollen.

B. L6sung

Der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD firr die 21. Legislaturperiode (vgl.
Zeile 1947 f.) sieht spezifische Birokratierlickbaugesetze vor.

Mit diesem Gesetzentwurf werden Einzelmalinahmen aus dem Bereich des Bun-
desministeriums fir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat sowie aus weiteren
Bereichen geblindelt, die die Unternehmen und die Verwaltung von tberflissiger
Birokratie entlasten, der Prozessoptimierung in der Verwaltung dienen sowie zur
Rechtsklarheit beitragen.

Durch die Verlangerung des Fortbildungsintervalls beim Pflanzenschutz-Sach-
kundenachweis wird den betroffenen Betrieben mehr Freiraum eingeraumt, den
fur sie relevanten Zeitpunkt flir Sachkunde-Fortbildungen auszuwéhlen und sich
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anderen betrieblichen Anforderungen zu widmen. Weiterhin wird eine Ausnahme
von verschiedenen Formatvorgaben bei der Riickverfolgung des Wareneingangs
von Kleinunternehmen in § 44 Absatz 3 LFGB aufgenommen. Zudem werden be-
stimmte Meldepflichten fir Lebensmittel- und Futtermittelunternehmer sowie
Verantwortliche von Laboratorien, die Gber das EU-Recht hinausgehen, aufgeho-
ben. Durch die Anpassungen werden die Unternehmer und Verantwortlichen so-
wie die zustandigen Uberwachungsbehorden entlastet. Die Anpassungen des
Konsumcannabisgesetzes fiihren zur Entlastung der Wirtschaft durch die Verwen-
dung von Verwaltungsdaten. Die Anderungen in der Bundes-Tieréarzteordnung
tragen zu effizienteren Verwaltungsverfahren bei der Anerkennung auslandischer
Berufsabschlisse bei, indem unter anderem Meldepflichten zwischen den Behor-
den reduziert und die Rahmenbedingungen fiir landeribergreifende VVorgangsbe-
arbeitungen geschaffen werden. Die Kremierung von Pferden wird fir Pferdehal-
terinnen und Pferdehalter erleichtert, indem die Genehmigungspflicht im Tieri-
sche Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz in eine Anzeigepflicht umgewandelt
wird. Daruber hinaus werden zeitlich iberholte Vorschriften, Gesetze und Ver-
ordnungen aufgehoben.

Das erste sektorspezifische Birokratierlickbaugesetz ist eine MaBnahme, neben
vielen weiteren kontinuierlichen Projekten, um zu einer spiirbaren Entlastung der
Land- und Erndhrungswirtschaft beizutragen. Es werden weitere Pakete folgen,
die unter anderem die grundsatzliche Reduzierung von Berichts- und Dokumen-
tationspflichten sowie die Ablosung des Schriftformerfordernisses im Ernéh-
rungs- und Landwirtschaftssektor vorsehen. Daneben wird es eine erste sektor-
spezifische Burokratierlickbauverordnung geben.

C. Alternativen

Neben dem spezifischen Burokratieriickbaugesetz, das unterschiedlich gelagerte
Malnahmen bindelt, sind einzelgesetzliche Entlastungen oder technische Er-
leichterungen mdglich. Von diesen Alternativen wird im Rahmen weiterer Ver-
fahren Gebrauch gemacht.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand
Die Haushalte von Bund, Landern und Kommunen werden nicht belastet.

E. Erfallungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand flr Burgerinnen und Birger

Fur Burgerinnen und Burger reduziert sich der jahrliche Erfullungsaufwand um
225 Stunden.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Fir die Wirtschaft reduziert sich der jahrliche Erfillungsaufwand um rund 12
Millionen Euro.

Davon Birokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.
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E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fur die Verwaltung reduziert sich der jahrliche Erfullungsaufwand um rund 1
Million Euro. Diese Entlastung entféllt in erster Linie auf die L&nder (inkl. Kom-
munen).

F. Weitere Kosten

Fur Burgerinnen und Burger entféllt kiinftig die Gebuhr fur die Genehmigung zur
Pferdekremierung.

Dadurch ergibt sich eine j&hrliche Entlastung in Héhe von 1,3 Tsd. Euro.

Auf Seiten der Verwaltung der Lander (inkl. Kommunen) fallen Einnahmen aus
dieser Gebiihrenerhebung weg.
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
DER BUNDESKANZLER

Berlin, 7. Oktober 2026

An die

Prasidentin des
Deutschen Bundestages
Frau Julia Kléckner
Platz der Republik 1
11011 Berlin

Sehr geehrte Frau Bundestagsprasidentin,

hiermit Gbersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen
Entwurf eines Gesetzes fir Burokratiertickbau im Bereich des Bundes-
ministeriums fur Landwirtschaft, Ernédhrung und Heimat sowie in
weiteren Bereichen

mit Begriindung und Vorblatt (Anlage 1).

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufiihren.

Federfihrend ist das Bundesministerium fur Landwirtschaft, Erndhrung und
Heimat.

Der Bundesrat hat in seiner 1068. Sitzung am 25. September 2026 gemaf Artikel 76
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 2

ersichtlich Stellung zu nehmen.

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in
der als Anlage 3 beigefligten Gegenaul3erung dargelegt.

Mit freundlichen GriiRen

Friedrich Merz
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes fiur Burokratieriickbau im Bereich des
Bundesministeriums fur Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat
sowie in weiteren Bereichen

vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des Pflanzenschutzgesetzes

Das Pflanzenschutzgesetz vom 6. Februar 2012 (BGBI. | S. 148, 1281), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. | S. 350) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

8 9 Absatz 4 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

»Sachkundige Personen nach Absatz 1 sind verpflichtet, spétestens sechs Jahre ab der erstmaligen Ausstel-
lung eines Sachkundenachweises oder der letzten nachgewiesenen Fort- oder Weiterbildung eine von der
zusténdigen Behdrde anerkannte Fort- oder WeiterbildungsmalRnahme wahrzunehmen.*

Artikel 2
Anderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuchs

Das Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2021
(BGBI. I S. 4253, 2022 | S. 28), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 3. Februar 2026 (BGBI. 2026 |
Nr. 29) gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. 844 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 3 wird nach Satz 3 der folgende Satz eingefiigt:

»S0fern die zustandige Behorde Daten zum Wareneingang von Lebensmittelunternehmern anfordert,
die von nicht mehr als zwanzig Lieferanten beliefert werden, geniigen diese abweichend von Satz 3
ihrer Pflicht aus Satz 2, wenn sie die Daten vollstdndig und gut lesbar binnen 24 Stunden elektronisch
ubermitteln.

b) Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt:

.(4) Nicht zur strafrechtlichen Verfolgung des Unterrichtenden oder Ubermittelnden oder fiir ein
Verfahren nach dem Gesetz tiber Ordnungswidrigkeiten gegen den Unterrichtenden oder Ubermitteln-
den darf verwendet werden:

1. eine Unterrichtung nach Artikel 19 Absatz 1 oder 3 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002
oder Artikel 20 Absatz 1 oder 3 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002, auch in Verbindung
mit Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 767/20009,

2. eine Ubermittlung nach Absatz 3 Satz 1 oder nach Artikel 18 Absatz 3 Satz 2 der Verordnung
(EG) Nr.178/2002, auch in Verbindung mit Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 767/2009,
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3. eine Ubermittlung nach Artikel 17 Absatz 2 Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004.

Die Information, die durch eine Unterrichtung nach Artikel 19 Absatz 1 oder 3 Satz 1 oder Artikel 20
Absatz 1 oder 3 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002, auch in Verbindung mit Artikel 5 Absatz 1
der Verordnung (EG) Nr. 767/2009, erlangt werden, diirfen von der fiir die Uberwachung zustandigen
Behorde nur fir MalRnahmen zur Erfiillung der Zwecke verwendet werden, die genannt werden in

1. 81 Absatz 1 Nummer 1,
2. §1 Absatz 1 Nummer 2, sofern ein Fall des § 1 Absatz 1a Nummer 1 vorliegt,
3. 81 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa oder
4. 81 Absatz2.“
¢) Die Absétze 4a bis 6 werden gestrichen.
2. §44a Absatz 2 Satz 4 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Das Bundesamt fiir Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit erstellt halbjahrlich einen Bericht tber
Gehalte an gesundheitlich nicht erwiinschten Stoffen in oder auf Lebensmitteln oder Futtermitteln®.

3. 860 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Nummer 22 wird gestrichen.
bb) Nummer 22a wird zu Nummer 22.

b) In Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe b wird die Angabe ,,Nummer 19 bis 22a* durch die Angabe ,,Num-
mer 19 bis 22“ ersetzt.

Artikel 3
Anderung des Konsumcannabisgesetzes

Das Konsumcannabisgesetz vom 27. Marz 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 109, S. 2), das durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 20. Juni 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 207) geéndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. § 32 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Der Anbau von Nutzhanf im Sinne von 8 1 Nummer 9 Buchstabe b ist bis zum 1. Juli des
Anbaujahres der Bundesanstalt fir Landwirtschaft und Erndhrung anzuzeigen. Abweichend von Satz 1
ist eine Anzeige entbehrlich, sofern das Unternehmen der Landwirtschaft

1. bereits einen Sammelantrag nach § 5 des GAP-Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem-Ge-
setzes gestellt hat,

2. indem Sammelantrag nach Nummer 1 die Flachen bezeichnet hat, die fir den Anbau von Nutzhanf
genutzt werden, und

3. fur alle Flachen nach Nummer 2 Direktzahlungen beantragt hat.*
b) In Absatz 2 Satz 1 wird nach der Angabe ,,Absatz 1“ die Angabe ,,Satz 1* eingefligt.
¢) Absatz 3 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

»Sie hat ferner den zustédndigen Polizeibehdrden und Staatsanwaltschaften auf deren Ersuchen eine
Ausfertigung der Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 oder die Angaben, die ihr von den Landern nach § 27
Absatz 2 und 3 der GAPInVeKoS-Verordnung in Bezug auf Nutzhanf Ubersandt wurden, zur Verfu-
gung zu stellen, wenn dies zur Verfolgung von Straftaten nach diesem Gesetz erforderlich ist.”
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2.

In § 36 Absatz 1 Nummer 37 wird nach der Angabe ,,Absatz 1“ die Angabe ,,Satz 1* eingefigt.

Artikel 4
Anderung der Bundes-Tierdrzteordnung

Die Bundes-Tierdrzteordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. November 1981 (BGBI. |

S. 1193), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 15. August 2019 (BGBI. | S. 1307) gedndert worden ist,
wird wie folgt gedndert:

1.

8 4 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1a wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,,des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. Sep-
tember 2005 Uber die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABI. EU Nr. L 255 S. 22, 2007 Nr.
L 271 S. 18) in der jeweils geltenden Fassung“ durch die Angabe ,,in der Fassung vom 30. Juli
2025* ersetzt.

bb) In Satz 12 wird die Angabe ,,Bundesministerium fir Erndhrung und Landwirtschaft* durch die
Angabe ,,Bundesministerium fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat* ersetzt.

b) In Absatz 1c Satz 4, 5 und 7 wird jeweils die Angabe ,,Bundesministerium fir Erndhrung und Land-
wirtschaft” durch die Angabe ,,Bundesministerium fir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat* ersetzt.

In §5 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 und 2 wird jeweils die Angabe ,,Bundesministerium fir Ernéh-
rung und Landwirtschaft* durch die Angabe ,,Bundesministerium flir Landwirtschaft, Ernahrung und Hei-
mat* ersetzt.

Nach § 11a Absatz 5 wird der folgende Absatz 6 eingefiigt:

,(6) Die zustandigen Behérden unterrichten sich gegenseitig tiber Meldungen nach Absatz 2 Satz 1 bis
4, deren Bestétigungen nach Absatz 2a Satz 1 und MaRnahmen nach Absatz 5.

In § 12 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,,Bundesministerium fir Erndhrung und Landwirtschaft* durch die
Angabe ,,Bundesministerium fir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat* ersetzt.

8§ 13 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,,Bundesministerium fur Erndhrung und Landwirtschaft” durch die
Angabe ,,Bundesministerium fur Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat* ersetzt.

b) Nach Absatz 3 wird der folgende Absatz 3a eingefugt:

,»(3a) Soweit die Lander gemeinsame Stellen zur VVorbereitung der Entscheidungen nach den Ab-
sdtzen 2 und 3, den Ubermittlungen nach Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 2 oder der Entgegennahme
der Verzichtserklarung nach § 10 bestimmt haben, kénnen Antrége in diesen Verfahren auch bei der
gemeinsamen Stelle gestellt werden; der Eingang bei ihr steht dem Eingang bei der zustandigen Be-
horde gleich. Die zustandige Behorde und die jeweilige gemeinsame Stelle diirfen einander die zur
Wahrnehmung der ubertragenen Aufgaben erforderlichen personenbezogenen Daten einschlieRlich der
Daten nach Artikel 9 Absatz 1 und Artikel 10 der Verordnung (EU) 2016/679 Ubermitteln. Die Daten
durfen nur zu dem Zweck verarbeitet werden, zu dem sie tibermittelt wurden, und sind spatestens ein
Jahr nach dem bestandskraftigen Abschluss des Verfahrens oder, wird ein solches nicht durchgefiihrt,
nach Erledigung der Aufgabe zu léschen.”

c) Absatz 4a wird durch den folgenden Absatz 4a ersetzt:

»(42) Zum Zweck der Feststellung, ob ein Verfahren nach diesem Gesetz bei einer anderen zustan-
digen Behorde bereits anhangig ist oder war geben die nach den Absatzen 1 bis 3 zustandigen Behdrden
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6.

1.

d)
€)

auf Ersuchen einer anderen nach den Absétzen 1 bis 3 zustdndigen Behdrde Auskunft dariiber, ob ein
Antragsteller nach den 88 4, 11 oder 15c bereits bei der ersuchten Behdrde einen Antrag gestellt hat auf

1. eine Erteilung der Approbation nach § 4,
2. eine Erlaubnis zur voriibergehenden Ausiibung des tierérztlichen Berufs nach § 11 oder
3. eine Genehmigung zur beschrankten Berufsausiibung nach § 15¢

und zu welchem Zeitpunkt ein entsprechendes Verfahren eingeleitet worden ist. Bei abgeschlossenen
Verfahren geben die ersuchten Behdrden Auskunft tiber das Ergebnis. Die Daten nach den Sétzen 1 und
2 dirfen nur zu dem Zweck verwendet werden, zu dem sie Ubermittelt worden sind. Die nach den Sat-
zen 1 und 2 Gbermittelten Daten diirfen hdchstens fir die Dauer von einem Jahr aufbewahrt werden.
Die Frist beginnt mit Ablauf desjenigen Monats, in dem die Daten Ubermittelt worden sind. Nach Ab-
lauf der Aufbewahrungsfrist sind die Daten unverziglich zu l6schen. Sofern die Speicherung elektro-
nisch erfolgt, hat die Ldschung automatisiert zu erfolgen. Fristen zur Aufbewahrung, die sich aus ande-
ren Rechtsvorschriften ergeben, bleiben unberiihrt.

Absatz 5 wird gestrichen.
Absatz 7 wird durch den folgenden Absatz 7 ersetzt:

»(7) Wenn ein Mitgliedstaat der Européischen Union oder ein anderer Vertragsstaat des Abkom-
mens Uber den Européischen Wirtschaftsraum oder ein Vertragsstaat, dem Deutschland und die Euro-
paische Gemeinschaft oder Deutschland und die Europdische Union vertraglich einen entsprechenden
Rechtsanspruch eingerdumt haben, zur Erleichterung der Anwendung von Titel 111 Kapitel I11 der Richt-
linie 2005/36/EG in der Fassung vom 30. Juli 2025 eine Bescheinigung des Herkunftsmitgliedstaats
verlangt, dass die in Deutschland ausgestellten Nachweise tber die geforderten Ausbildungsvorausset-
zungen den in der Richtlinie 2005/36/EG in der Fassung vom 30. Juli 2025 verlangten Nachweisen
entsprechen, erteilt das Bundesministerium fur Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat diese Beschei-
nigung. Das Bundesministerium fir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat kann die Aufgabe nach
Satz 1 auf eine ihm nachgeordnete Bundesoberbehdrde tibertragen.”

In 8 15b Absatz 7 Satz 4 wird die Angabe ,,Bundesministerium fir Erndhrung und Landwirtschaft” durch
die Angabe ,,Bundesministerium fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat* ersetzt.

Artikel 5

Anderung des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes

Das GAP-Direktzahlungen-Gesetz vom 16. Juli 2021 (BGBI. I S. 3003; 2022 | S. 2262), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juli 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 166) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

In 8§ 5 Absatz 3 und 4, § 6 Absatz 2, 3 und 4, 8 9 Absatz 2 und 3, § 10 Absatz 4, 5 und 6, § 15 Absatz 3, 4
und 5 und § 19 Absatz 2 und 3 wird jeweils die Angabe ,,Bundesministerium fir Ernahrung und Landwirt-
schaft durch die Angabe ,,Bundesministerium fir Erndhrung, Landwirtschaft und Heimat* ersetzt.

8 20 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 2 wird die Angabe ,,Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit*
durch die Angabe ,,Bundesministerium fir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit*
ersetzt.

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit*
durch die Angabe ,,Bundesministerium fir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit* ersetzt.

bb) Satz 2 wird gestrichen.
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¢) In Absatz 4 wird die Angabe ,,Bundesministerium fir Erndhrung und Landwirtschaft“ durch die An-
gabe ,,.Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Heimat* ersetzt.

In § 23 Absatz 2 und 3, § 27 Absatz 2 und 3, § 30, § 31 Absatz 1 und 3, § 32, § 34 Absatz 1, 2, 3 Satz 1,
Absatz 4 und 5, § 35 Absatz 2 und § 36 Satz 2 wird jeweils die Angabe ,,Bundesministerium fur Ern&hrung
und Landwirtschaft“ durch die Angabe ,,Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Heimat*
ersetzt.

Artikel 6
Anderung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes

Das Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz vom 25. Januar 2004 (BGBI. | S. 82), das zuletzt durch

Artikel 2 Absatz 18 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2752) gedndert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1.

8 4 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Fir Equiden im Sinne des Artikels 3 Nummer 6 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009
in der Fassung vom 14.12.2009 gilt 8 3 Absatz 1 bis 3 nicht, sofern diese Equiden in einer Verbrennungsan-
lage, die die VVoraussetzungen des Artikels 6 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 in der Fassung
vom 29.10.2025 erfillt, verbrannt werden und der Tierhalter vor Abholung des Equiden dies gegeniiber der
zustandigen Behorde angezeigt hat. Diese Anzeige hat zu enthalten:

1. Name und Anschrift des Tierhalters,

2. Abholort des toten Equiden einschliel3lich Anschrift und / oder geografischer Koordinaten, sofern nicht
identisch mit der Anschrift unter Nummer 1,

3. Todesdatum des Equiden,
4. Passnummer und — sofern rechtlich vorgeschrieben — Transpondernummer des Equiden,
5. Name, Anschrift und Zulassungsnummer der zugelassenen Verbrennungsanlage.

Werden Equiden nicht unverziglich zur Verbrennung abgeholt, sind sie in einem Zwischenbehandlungsbe-
trieb fur Material der Kategorie 1 oder 2, in der tierdrztlichen Praxis oder in der tierdrztlichen Bildungsstatte
so aufzubewahren, dass

1. sie vor Witterungseinflissen geschitzt sind,
2. Menschen nicht unbefugt mit ihnen in Beriihrung kommen kdnnen und
3. Tiere nicht mit ihnen in Berihrung kommen kénnen.*

In § 12 a Absatz 3 wird die Angabe ,,Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft” durch die An-
gabe ,,Bundesministerium fur Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat* ersetzt.

In § 13 Absatz 1 wird die Angabe ,,Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit*
durch die Angabe ,,Bundesministerium fir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit” er-
setzt.

8 14 Absatz 1 Nummer 2 wird gestrichen.
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Artikel 7
Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch — Gemeinsame Vorschriften fiir die Sozialversicherung — in der Fassung

der Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBI. I S. 3710, 3973; 2011 | S. 363), das zuletzt durch Artikel 8
des Gesetzes vom 27. April2026 (BGBI. 2026 | Nr. 119) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In der Inhaltsangabe wird die Angabe zu § 84 durch folgende Angabe ersetzt:
.884  (weggefallen)“.

§ 83 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Nummer 5 wird die Angabe ,,und 6* gestrichen.

b) Nummer 6 wird gestrichen.

§ 84 wird gestrichen.

8 85 Absatz 3b Satz 1 wird wie folgt geéndert:

a) Nummer 1 wird gestrichen.

b) Die Nummern 2 und 3 werden zu den Nummern 1 und 2.
§ 94 Absatz 3 wird gestrichen.

8§ 123 Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:

»(3) Bei Forderungen, die der Versicherungstrager vor dem 1. Januar 2027 geméal 8 83 Absatz 1 Num-
mer 6 in der bis dahin geltenden Fassung erworben hat, darf die Vertragslaufzeit l&ngstens bis zum 31. De-
zember 2030 verléngert werden. Die Forderungen durfen langstens bis zum 31. Dezember 2035 im Vermo-
gen gehalten werden. Der Versicherungstrager hat der Aufsicht die Absicht, die Vertragslaufzeit zu verlan-
gern, anzuzeigen. Jede Anzeige hat so umfassend und rechtzeitig zu erfolgen, dass vor Abschluss verbindli-
cher Vereinbarungen ausreichend Zeit zur Priifung und Beratung des Versicherungstragers bleibt. Die Auf-
sichtsbehdrde kann auf eine Anzeige verzichten.*

Artikel 8
Anderung des Funften Buches Sozialgesetzbuch

Das Funfte Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung — (Artikel 1 des Gesetzes vom 20.

Dezember 1988, BGBI. | S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 9 des Gesetzes vom 12. Mai 2026
(BGBI. 2026 I Nr. 143) gedndert worden ist, wird wie folgt ge&ndert:

1.
2.

In § 91a Absatz 1 Satz 6 wird die Angabe ,,bis 84“ durch die Angabe ,,bis 83 ersetzt.
In 8 220 Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,,, die 8§ 84 und 86“ durch die Angabe ,,sowie § 86" ersetzt.
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Artikel 9
Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch

Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch — Soziale Pflege — (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBI. |

S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom. 16. April 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 107) geéndert
worden ist, wird wie folgt geéndert:

In § 65 Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe ,,; die 88 84 und 86 durch die Angabe ,,sowie § 86" ersetzt.

Artikel 10
Auferkrafttreten

Am Tag nach der Verkiindung dieses Gesetzes treten auRer Kraft:
das Gesetz zur Aufhebung des Modulationsgesetzes vom 21. Juli 2004 (BGBI. | S. 1763, 1774),

das Betriebspramiendurchfiihrungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. November 2010
(BGBI. I S. 1720), das zuletzt durch Artikel 406 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1474)
geédndert worden ist,

die Betriebspramiendurchfiihrungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Oktober 2006
(BGBI. I S. 2376), die zuletzt durch Artikel 2 Absatz 103 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBI. |
S. 3044) gedndert worden ist,

die Verordnung zur Aufteilung der Erhohung der Obergrenze auf die Regionen sowie lber Daten fiir die
Festsetzung des betriebsindividuellen Zuckergrundbetrags und der zusatzlichen betriebsindividuellen Zu-
ckerbetrége nach dem Betriebspramiendurchfiihrungsgesetz vom 27. Dezember 2006 (BGBI. I S. 3467), die
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 5. Dezember 2012 (BGBI. | S. 2545) geandert worden ist,

die Verordnung zur Kiirzung der Zahlungsanspriiche im Rahmen der Betriebspramienregelung firr das Jahr
2014 vom 15. Oktober 2014 (BGBI. | S. 1627),

das Milch-Sonderprogrammgesetz vom 14. April 2010 (BGBI. | S. 410), das zuletzt durch Artikel 2 Ab-
satz 26 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2752) gedndert worden ist,

das Umverteilungspramiengesetz 2014 vom 17. Februar 2014 (BGBI. | S. 106, 871).
Artikel 11
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

EU-Rechtsakte:

1.

Richtlinie 2005/36/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 iiber die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABI. L 255 vom 30.9.2005, S.22; L 271 vom 16.10.2007, S. 18;; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom
3.2.2009, S. 49; L 305 vom 24.10.2015, S. 115), die zuletzt durch den Delegierten Beschluss (EU) 2025/2187 vom 30. Juli
2025 (ABI. L, 2025/2187, 29.10.2025) geandert worden ist
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2. Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Européischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften
fur nicht fur den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnungen (EG)
Nr. 1774/2002 (Verordnung Uber tierische Nebenprodukte) (ABI. L 300 vom 14.11.2029, S.1; L 348 vom 4.12.2014, S. 31; L
137 vom 24.5.2017, S. 40), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2023/1605 vom 22. Mai 2023 (ABI. L) 198 vom
8.8.2023, S. 1 gedndert worden ist

3. Verordnung (EU) Nr. 142/2011 der Kommission vom 25. Februar 2011 zur Durchfiihrung der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009
des Européischen Parlaments und des Rates mit Hygienevorschriften fiir nicht fiir den menschlichen Verzehr bestimmte tieri-
sche Nebenprodukte sowie zur Durchfiihrung der Richtlinie 97/78/EG des Rates hinsichtlich bestimmter geméaR der genannten
Richtlinie von Veterindrkontrollen an der Grenze befreiter Proben und Waren (ABI. L 54 vom 26.2.2011, S.1; L 1 vom
6.1.2015, S. 8; L 175 vom 4.7.2015, S. 128; L 214 vom 13.8.2015, S. 29 und 30; L 214 vom 13.8.2015, S. 30; L 303 vom
25.11.2019, S. 45; L 151 vom 2.6.2022, S. 75; L 204 vom 17.8.2023, S. 66), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2026/176
vom 26. Januar 2026 (ABI. L, 2026/176, 27.1.2026) geandert worden ist
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Begrundung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, den Staat einfacher, digitaler und erfolgreicher zu machen. Ent-
scheidungen, Prozesse und Strukturen der ¢ffentlichen Verwaltung sollen dazu modernisiert werden. Mit der am
1. Oktober 2025 vom Bundeskabinett beschlossenen ,,Modernisierungsagenda — fur Staat und Verwaltung
(Bund)* hat die Bundesregierung einen Rahmen geschaffen, um die notwendigen Schritte gemeinschaftlich an-
zugehen.

Ein wesentliches Handlungsfeld der Modernisierungsagenda Bund ist ein splrbarer Blrokratiertickbau: ,,Die
Bundesregierung baut konsequent blrokratische Hiirden fiir Burgerinnen und Birger, Unternehmen und die Ver-
waltung ab, um sie von unndétigem zeitlichen und personellen Aufwand zu entlasten und ihnen so neue Freirdume
zu er6ffnen. Die Bundesregierung wird ihre gesteckten Birokratierlickbauziele konsequent verfolgen und die im
Koalitionsvertrag fur die 21. Legislaturperiode vereinbarten ressortspezifischen Birokratieriickbauprojekte kon-
sequent umsetzen.” (Seite 16).

Die Land- und Erndhrungswirtschaft ist stark von tberbordender Biirokratie betroffen, weshalb kontinuierliche
Entlastungen dieses Sektors erforderlich sind und strukturelle Vereinfachungen beziehungsweise Bilindelungen
von behordlichen Verwaltungsabladufe vorgenommen werden sollen.

Dieser Entwurf steht im Kontext der gefahrdeten rechtzeitigen Erreichung der Ziele der Resolution der General-
versammlung der Vereinten Nationen vom 25. September 2015 ,, Transformation unserer Welt: die UN-Agenda
2030 fiir nachhaltige Entwicklung®. Der Entwurf soll insbesondere zur Erreichung von Nachhaltigkeitsziel 16
,.Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen" beitragen.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Der Gesetzentwurf biindelt eine Reihe von Einzelmanahmen aus dem Bereich des Bundesministeriums flr Land-
wirtschaft, Erndhrung und Heimat und weiterer Bereiche mit Bezug zur Erndhrungs- und Landwirtschaft, die die
Unternehmen und die Verwaltung von Uberfllssiger Birokratie entlasten und der Prozessoptimierung dienen:

Im Pflanzenschutzgesetz wird das Fortbildungsintervall flr die Pflanzenschutz-Sachkunde von drei auf sechs
Jahre ausgeweitet. Mit der Verlangerung des Fortbildungsintervalls sollen die Belastungen fiir die landwirtschaft-
lichen Betriebe reduziert und die Anpassung des Zeitintervalls mit anderen Sachkundenachweisen harmonisiert
werden. Das EU-Recht gibt keine verpflichtenden Fortbildungsintervalle vor. Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie
(EG) 2009/128 legt vielmehr die Sicherstellung des Zugangs zu einer geeigneten Fort- und Weiterbildung fest.
Ein entsprechender Zugang zu qualifizierten Fort- und Weiterbildungsmoglichkeiten ist in Deutschland gewahr-
leistet. Aus Eigen- bzw. Betriebsinteresse kdnnen jederzeit spezifische Angebote wahrgenommen werden. Ein
Blick auf die Forthildungsintervalle von vergleichbaren Gefahrstoffen zeigt, dass sechs Jahre als verpflichtendes
Fortbildungsintervall ein sachgerechter und addquater Mal3stab ist, der flr die beruflichen Anwender ein hohes
Schutzniveau gewahrleistet. Gleichzeitig wird ein bundeseinheitliches Stichtagsmodell festgelegt, um den Zeit-
raum flr die Absolvierung der Fort- oder Weiterbildung zu konkretisieren.

Das LFGB enthélt in § 44 Absatz 3 Vorgaben fir die Riickverfolgbarkeitssysteme der Lebensmittel- und Futter-
mittelunternehmen. Mit § 44 Absatz 3 Satz 2 wird vorgegeben, dass die Riickverfolgbarkeitsinformationen so
vorzuhalten sind, dass diese binnen 24 Stunden nach Anforderung durch die zustdndige Behdrde in einem struk-
turierten, gangigen und maschinenlesbaren Format elektronisch ibermittelt werden missen. Die Vorgaben belas-
ten inshesondere kleine Lebensmittelbetriebe, die in der Regel Gber kein Warenwirtschaftssystem verfiigen, wie
Gaststatten und handwerkliche Lebensmittelunternehmen. Da die Behdrden bei Unternehmen, die nahezu aus-
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schlielflich an Endverbraucher liefern, nur im Aushahmefall Riickverfolgbarkeitsinformationen anfordern (zum
Wareneingang), erscheint es vertretbar, Unternehmen, die maximal von zwanzig Lieferanten beliefert werden,
von den Vorgaben der Ubermittlung in einem strukturierten, gangigen und maschinenlesbaren Format zu befreien.
Bei diesen soll es, wenn der Wareneingang rlickverfolgt werden soll, ausreichen, wenn die Daten innerhalb der
vorgegebenen Frist in einem vollstdndigen und gut lesbaren Format, elektronisch tGibermittelt werden.

Zudem enthalt § 44 in seinen Absatzen 4 bis 5a verschiedene Meldepflichten, die in den Jahren 2009 bzw. 2011
als Reaktion auf diverse ,,Lebensmittelskandale* (u.a. ,,Gammelfleisch-“ und ,,Dioxin*“-Skandal) eingefiihrt wur-
den und uber das einschlagige, unmittelbar anwendbare EU-Recht hinausgehen. Die 21. VSMK hat in ihrer Sit-
zung am 23. Mai 2025 den Bund gebeten, diese Meldepflichten unter Beriicksichtigung der gesammelten Erfah-
rungen auf ihre Erforderlichkeit zu prifen und ggf. abzuschaffen. Die Bundesregierung ist nach eingehender Pri-
fung zu der Einschétzung gelangt, dass der gesundheitliche Verbraucherschutz aufgrund der sonstigen VVorgaben
des Lebensmittel- und Futtermittelrechts auch ohne diese bundesrechtlichen Meldepflichten gewéhrleistet werden
kann. Zum Zwecke der Entlastung von Unternehmen und Behdérden von verzichtbarem birokratischem Aufwand
sollten die Absétze, 4, 4a, 5 und 5a des § 44 LFGB daher aufgehoben werden.

Mit den Anderungen im Konsumcannabisgesetz wird die Verwendung von Verwaltungsdaten im Bereich des
Anbaus von Nutzhanf ermdglicht. In der Folge kann die Anzeigepflicht zum Anbau von Nutzhanf entfallen, sofern
der Betrieb einen sogenannten Sammelantrag im Sinne von 8 5 GAP-Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsys-
tem-Gesetz einreicht.

Mit den Anpassungen in der Bundes-Tierdrzteordnung werden nicht mehr benétigte Meldepflichten abgebaut. Es
wird die Grundlage dafiir geschaffen, dass die Lander durch gegenseitige Information Doppelarbeit aufgrund von
Doppelantragen vermeiden und insbesondere die Bearbeitung von Antragen bei weniger Landern oder gemeinsa-
men Einrichtungen biindeln kdnnen. Gleichzeitig passt dies diese Regelung fur die Veterindrmedizin an beste-
hende Regelung fur die Humanmedizin an und schafft die VVoraussetzung fiir die Optimierung der Berufsanerken-
nungsverfahren. Darauf aufbauend lassen sich auch sinnvoll elektronische Systeme fiir die landertbergreifende
Nutzung einrichten. Insgesamt konnen dadurch Antrége gezielter und schneller bearbeitet, Ressourcen eingespart
sowie im Ergebnis die Anerkennungsverfahren beschleunigt werden. Dies dient damit ebenfalls der Umsetzung
des Koalitionsvertrags zwischen CDU, CSU und SPD fiir die 21. Legislaturperiode, der EntschlieBung des Bun-
desrats aus Juli 2024 (BR-Drs. 319/24 (B)) sowie des Beschlusses des Bundeskanzlers und der Regierungsche-
finnen und Regierungschefs der L&nder vom 4. Dezember 2025 (BK-MPK-Beschluss). Um dariiber hinaus nicht
zwingend ministerielle Aufgaben zur sogenannten Konformitétsbescheinigung fiir Mitgliedstaaten auf Bundes-
oberbehdrden delegieren zu kdnnen, wird eine entsprechende Erméchtigung aufgenommen.

Zur Vermeidung des Aufbaus von Biirokratie soll von der Einfilhrung neuer Oko-Regelungen fiir das letzte Jahr
der GAP-Forderperiode abgesehen werden.

Die Umwandlung des Genehmigungsvorbehalts flr die Pferdeeindscherung in eine Anzeigepflicht im Tierische
Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz (TierNebG) reduziert den biirokratischen Aufwand fiir Pferdehalterinnen und
Pferdehalter sowie die Verwaltung.

Die Begleitung der Weiterentwicklung der Informationstechnik der Sozialversicherung fiir Landwirtschaft, Fors-
ten und Gartenbau (SVLFG) durch das Bundesamt fiir soziale Sicherung (BAS) in Abstimmung mit dem Bun-
desministerium fur Arbeit und Soziales und dem Bundesministerium fir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat
soll entfallen.

Des Weiteren sollen einige tiberholte oder aufgrund von Anderungen nicht mehr erforderliche Gesetze und Ver-
ordnungen zur Rechtsbereinigung aufer Kraft treten.

1. Exekutiver FulRabdruck

Es erfolgte kein Beitrag von Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern sowie beauftragten Dritten.
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V. Alternativen

Neben dem spezifischen Burokratiertickbaugesetz, das unterschiedlich gelagerte Ma3nahmen bindelt, sind ein-
zelgesetzliche Anderungen oder technische Anpassungen mdglich. Von diesen Alternativen wird im Rahmen
weiterer Verfahren Gebrauch gemacht.

V. Gesetzgebungskompetenz

Zu Artikel 1 (Anderung des Pflanzenschutzgesetzes)

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 20 des Grundgesetzes (GG) in
Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG. Der Bund hat gemal Artikel 72 Absatz 2 GG auch das Gesetzgebungs-
recht, da die Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erfor-
derlich macht.

Denn eine Vielzahl von landesrechtlichen Regelungen zum Fortbildungsintervall fiir die Pflanzenschutzsach-
kunde konnte dazu fuhren, dass jene, die landwirtschaftliche Flachen in mehreren Landern, etwa im Grenzgebiet,
bestellen, verschiedenen Regelungen unterldgen. Dies kann im Interesse sowohl des Bundes als auch der Lander
nicht hingenommen wer-den.

Ferner liegt eine bundesgesetzliche Regelung im gesamtstaatlichen Interesse, da sie im Interesse der Gemein-
wohlbelange der bundes-staatlichen Gesamtheit erfolgt. Eine ausreichende und regelmaRige Qualifikation der
Pflanzenschutzmittel-Anwendenden ist im gesamten Bundesgebiet geboten. Lokale Unterschiede, die unter-
schiedlich lange Fortbildungsintervalle in den einzelnen L&ndern nétig machen wirden, sind nach wie vor nicht
gegeben. Bereits die Vorgangerregelung (§ 9 Absatz 4 PfISchG-alt war daher eine bundesgesetzliche.

Ohne eine bundesgesetzliche Regelung waren ,,nicht unerhebliche problematische Entwicklungen in Bezug auf
die Rechts- und Wirtschaftseinheit* zu erwarten. Denn neben den oben bereits beschriebenen Konsequenzen fir
Betriebe im Grenzgebiet ware zudem zu beflirchten, dass Dienstleistende, die Pflanzenschutzanwendungen gegen
Lohn anbieten, sich in jedem Land, in dem sie arbeiten wollten, gesondert tiber den dort geltenden Fortbildungs-
intervall informieren und die jeweils unterschiedlichen Anforderungen erftllen missten.

Zu Artikel 2 (Anderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuchs)

Die Gesetzgebungskompetenz fiir die Anderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches ergibt sich aus
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 20 GG (Recht der Lebensmittel, Bedarfsgegenstande und Futtermittel) sowie fur die
strafrechtlichen und buRgeldrechtlichen Vorschriften aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG. Die bundesgesetz-
lichen Regelungen sind insbesondere zur Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich.
Die Voraussetzungen fiir das Herstellen und Inverkehrbringen von Lebensmitteln und Futtermitten sind nicht von
den ortlichen oder regionalen Besonderheiten eines Landes gepragt, sondern mussen bundesweit gleichférmig
sein, um ein einheitliches MaR an Verbraucherschutz gewahrleisten zu kénnen. Die unterschiedliche rechtliche
Behandlung des Umgangs mit Lebensmitteln und Futtermitteln innerhalb des Bundesgebiets kénnte zu Rechts-
unsicherheiten fiihren.

Zu Artikel 3 (Anderung des Konsumcannabisgesetzes)

Die Regelungen zu den Grenzen des erlaubten Umgangs mit Cannabis, einschlieBlich des Anbaus von Nutzhanf,
sind auf die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 (Recht der Wirtschaft),
17 (Forderung der landwirtschaftlichen Erzeugung) und 20 (Genussmittelrecht) GG in Verbindung mit Artikel 72
Absatz 2 GG gestitzt. Die bundesgesetzlichen Regelungen sind insbesondere zur Wahrung der Rechtseinheit im
gesamtstaatlichen Interesse erforderlich. Die Voraussetzungen fur den erlaubten Umgang einschlieBlich des An-
baus von Nutzhanf sind nicht von den ortlichen oder regionalen Besonderheiten eines Landes geprégt, sondern
weisen Uber deren Grenzen hinaus keine Unterschiede auf. Die unterschiedliche rechtliche Behandlung des Um-
gangs mit Nutzhanf kénnte zu Rechtsunsicherheiten fiihren.

Zu Artikel 4 (Anderung der Bundes-Tierarzteordnung)
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Die Gesetzgebungskompetenz beruht auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19 GG (Zulassung zu drztlichen und an-
deren Heilberufen und zum Heilgewerbe).

Zu Artikel 5 (Anderung des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes)
Die Gesetzgebungskompetenz beruht auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 17 GG.
Zu Artikel 6 (Anderung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes)

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19 GG (Mal’nahmen ge-
gen gemeingeféhrliche und Ubertragbare Krankheiten bei Menschen und Tieren). Die Vorschrift erfasst sowohl
Krankheiten, die beim Menschen oder bei Tieren auftreten kdnnen, als auch Malinahmen zu deren Bekampfung
und Vorbeugung. Hierunter fallt auch die Anzeigepflicht bei der Kremierung von Equiden, da sie dem Seuchen-
schutz dient und somit eine vorbeugende MaRnahme darstellt. Der Bund macht insoweit von seiner konkurrieren-
den Gesetzgebungskompetenz Gebrauch.

Zu Artikel 7 (Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch)

Der Bund hat nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 GG fiir die im Bereich der Sozialversicherung vorgesehenen
Anderungen und in den Folgeartikeln 8 und 9 die Gesetzgebungszustandigkeit.

Zu Artikel 10 (AuBerkrafttreten)
Die Gesetzgebungskompetenz beruht auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 17 GG.

VL. Vereinbarkeit mit dem Recht der Européischen Union und vélkerrechtlichen Vertragen

Das Vorhaben zur Anpassung des Konsumcannabisgesetzes ist mit dem Volkerrecht, insbesondere dem Einheits-
Ubereinkommen iiber Suchtstoffe von 1961 in der Fassung von 1972 (Single Convention on Narcotic Drugs;
»Einheitsiibereinkommen*), sowie mit dem einschldgigen EU-Recht, insbesondere Verordnung (EU) 2021/2115
und Delegierte Verordnung (EU) 2022/126, vereinbar.

Der Entwurf ist mit dem Recht der Européischen Union und mit den vélkerrechtlichen Vertrdgen, die die Bun-
desrepublik Deutschland geschlossen hat, vereinbar.

VIIl.  Gesetzesfolgen

Die Entlastung von landwirtschaftlichen Betrieben wird zu einer Starkung der landlichen Raume beitragen. Die
Reduzierung der Meldepflichten im Bereich der Lebensmittel- und Futtermittelbranche werden zu mehr Gestal-
tungsfreiraumen in diesem Wirtschaftszweig fiihren. Die Anderungen, die auf eine Entlastung der Verwaltung
einzahlen, werden zu einer effizienteren Aufgabenbearbeitung seitens der Verwaltung beitragen.

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Zu Artikel 1(Anderung des Pflanzenschutzgesetzes)

Infolge der Anderung sind berufliche Anwender nunmehr dazu verpflichtet alle sechs (statt bisher alle drei) Jahre
eine Fort- oder WeiterbildungsmalRnahme zur Pflanzenschutzsachkunde nachzuweisen. Es wird ein bundesein-
heitliches Stichtagsmodell festgelegt, um den Zeitraum fiir die Absolvierung der Fort- oder Weiterbildung zu
konkretisieren.

Zu Artikel 2 (Anderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuchs)

Durch die Aufhebung verschiedener Meldepflichten sind Lebensmittel- und Futtermittelunternehmer sowie Ver-
antwortliche von Laboren, die Untersuchungen von Lebensmittel- und Futtermittelproben vornehmen, nicht mehr
verpflichtet, bestimmte Sachverhalte an die zustindigen Behorden zu melden. Durch die Anderung in § 44 Ab-
satz 3 werden Lebensmittelunternehmen von bestimmten Formatvorgaben befreit.

Zu Artikel 3 (Anderung des Konsumcannabisgesetzes)
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Die Verwendung von Verwaltungsdaten fuhrt zu einer Reduzierung der Meldepflichten fir die Nutzhanfanbau-
betriebe.

Zu Artikel 4 (Anderung der Bundes-Tierérzteordnung)

Mit den vorliegenden Anderungen der Bundes-Tierarzteordnung werden Erleichterungen fiir die Verwaltungs-
verfahren zur tierérztlichen Approbation und der Berufsanerkennung ausléndischer Tierdrzte ermdglicht. Sie leis-
ten der Anwendung elektronischer Systeme, auch landeribergreifend, Vorschub und einen Beitrag zur Blrokra-
tieentlastung.

Zu Artikel 5 (Anderung des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes)

Die gestrichene Regelung wirde nur fur ein Jahr (letztes Jahr der GAP-Férderperiode) unverhaltnisméaigen Auf-
bau von Biirokratie in den Landern ausldsen, dies wird mit der Streichung vermieden.

Zu Artikel 6 (Anderung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes)

Durch die Umwandlung von einem Genehmigungsvorbehalt in eine Anzeigepflicht reicht zukunftig die Anzeige
einer geplanten Kremierung durch den Pferdehalter. Die Anzeige hat vor Abholung des Pferdes zu erfolgen, um
den Vollzugsbehorden der Lander eine Kontrolle zu ermdglichen. Auf diese Weise bleibt der Seuchenschutz ge-
waéhrleistet.

Zu Artikel 7 (Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch)

Mit dem Wegfall der Anzeigepflicht fur eine Beschaffung von Informationstechnik, soweit dadurch das System-
konzept der Datenverarbeitung grundlegend verandert wird, entféllt der hierfir anfallende Erfullungsaufwand auf
Seiten der Versicherungstrager und die Priifung durch die Aufsichtsbehérde.

Der Wegfall der besonderen Begleitung der Weiterentwicklung der Informationstechnik der Sozialversicherung
fir Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) durch das Bundesamt fiir Soziale Sicherung (BAS) fuhrt zu
einer effizienteren Verwaltungsstruktur.

Zu Artikel 8 (Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch)
Es handelt sich um Folgeanpassungen.

Zu Artikel 9 (Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)
Es handelt sich um Folgeanpassungen.

Zu Artikel 10 (AuBerkrafttreten)

Des Weiteren wird ein Beitrag zur Rechtsvereinfachung durch Bereinigung zeitlich (iber-holter oder nicht mehr
erforderlicher Gesetze und Verordnungen geleistet.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung im
Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die ihrerseits der Umsetzung der UN-Agenda 2030 fiir nachhaltige
Entwicklung der Vereinten Nationen dient.

In dem der Entwurf zu schlankeren und effizienteren Verwaltungsabléufen beitréagt und den landwirtschaftlichen
Betrieben mehr Handlungsspielraume einrdumt leistet er einen Beitrag zur Verwirklichung von Nachhaltigkeits-
ziel 16 ,,Friedliche und inklusive Gesellschaften fir eine nachhaltige Entwicklung férdern, allen Menschen Zu-
gang zur Justiz ermdéglichen und leistungsféhige, rechenschaftspflichtige und inklusive Institutionen auf allen
Ebenen aufbauen®. Der Entwurf zahlt insbesondere auf Unterziel 16.6 ein, das leistungsfahige Institutionen auf
allen Ebenen als Zielvorgabe ausweist.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Keine.
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4. Erfullungsaufwand

4.1. Erfallungsaufwand fur Birgerinnen und Blrger

Fur Burgerinnen und Burger reduziert sich der jahrliche Erfullungsaufwand um 225 Stunden.

4.2. Erfallungsaufwand fur die Wirtschaft

Fir die Wirtschaft reduziert sich der jahrliche Erflillungsaufwand um rund 12 Millionen Euro.
Davon Blrokratiekosten aus Informationspflichten.

Die Anderungen wirken sich nicht auf die Biirokratiekosten aus Informationspflichten aus.
Der jahrliche Erfullungsaufwand beruht nicht auf unionsrechtlichen VVorgaben.
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Anderung des Pflanzenschutzgesetzes (Artikel 1)
Jahrlicher EmmaI]!—
Aufwand ger dAu i
pro Fall Jahrlicher \IIZV;T (I\F;Iri(-) Einmali-
(Minuten Erful- nuten * ger Erfll-
Acrtikel Rege- A * Lohn- lungsauf- . lungs-auf-
| . Jahrliche 5 Einma- | Lohnkos- "
Ifd ungsentwurf; Eallzahl kosten pro | wand (in lige Fall- ten pro wand (in
' Norm (88); | IP - Stunde Tsd. Euro) Tsd. Euro)
Nr. - und Ein- - zahl und Stunde
Bezeichnung - (Wirt- oder ,,ge- L . oder ,,ge-
heit .S | Einheit (Wirt- P
der Vorgabe schafts- | ringflgig schafts- ringfugig
Zweig) + (Begriin- - (Begriin-
Sachkos- dung) ZEle) dung)
ten in Sachkos-
Euro) tenin
Euro)
2.1 0
Artikel 1; 89
Abs. 4 PflSchG;
Verpflichtende E54’4 E‘”S
Fort- oder Wei- =(240/60
- L 38,60
terbildung  fur -78.000 E’ /h (WZ: -12.043
sachkundige uro/h (WZ:
. A-S  ohne
Personen im 0))
Pflanzenschutz
(Anderung)
Summe (in
Tsd. Euro) A2
davon aus In-
formations-
pflichten (IP)

Lfd. Nr. 2.1 (Weitere Vorgabe): Verpflichtende Fort- oder Weiterbildung fiir sachkundige Personen im Pflanzen-
schutz; 8 9 Abs. 4 PfISchG

Sachkundige Personen im Sinne des § 9 Abs. 1 PfISchG sind verpflichtet, jeweils innerhalb eines Zeitraums von
nunmehr sechs anstatt wie bisher drei Jahren ab der erstmaligen Ausstellung eines Sachkundenachweises eine
von der zustandigen Behorde anerkannte Fort- oder WeiterbildungsmaRnahme wahrzunehmen. Die Anderung
fuhrt daher zu einer Entlastung der nach § 9 Abs. 1 PfISchG Betroffenen, da sich die jahrliche Fallzahl halbiert.

Gemal 89 Abs. 1 PfISchG ist ein Sachkundenachweis erforderlich fiir Personen, die Pflanzenschutzmittel an-
wenden. Dies umfasst landwirtschaftliche Betriebe (ohne Oko-Betriebe) und Lohnunternehmen, den Dienstleis-
tungsgartenbau sowie private Forstbetriebe. Vermutlich werden nicht alle Betriebe Pflanzenschutzmittel tatsach-
lich anwenden, es ist jedoch keine Differenzierung mdoglich, da keine Angaben vorliegen. Auch missen nicht alle
Beschéftigten sachkundig sein (z. B. in der Landwirtschaft Saison- und Hilfskréfte), in groReren Betrieben kdnnte
jedoch mehr als eine Person sachkundig sein. Daher wird grundsatzlich angenommen, dass aufgrund der Grof3e
der Betriebe (wenige Beschéftigte pro Betrieb) in jedem Betrieb im Durchschnitt 1,5 sachkundige Personen vor-
handen sind (z. B. in der Landwirtschaft i.d.R. Betriebsleitung). Daneben ist gemaR 8 9 Abs. 1 PfISchG ein Sach-
kundenachweis auch erforderlich fur Personen, die tber den Pflanzenschutz beraten oder Pflanzenschutzmittel
gewerbsmaRig in Verkehr bringen. Dies umfasst unabhangige Beratungsstellen sowie Hersteller, Grol3- und Ein-
zelhdndler. Es liegen keine Informationen dazu vor, wie viele Sachkundige pro Einrichtung vorhanden sind, daher
wird analog zu einer friheren Schatzung der ChemBiozidDV angenommen, dass pro Einrichtung eine sachkun-
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dige Person sowie zwei Vertretungen vorgesehen sind, somit drei sachkundige Personen pro Einrichtung. Ange-
wandt auf die Anzahl der jeweiligen Betriebszahlen, die auf Grundlage verschiedener Statistiken und Recherchen
ermittelt wurden, bedeutet dies, dass durch die Erweiterung der Sachkundenachweise von drei auf sechs Jahre
schdtzungsweise insgesamt rund 78 000 Personen weniger jahrlich geschult werden mdissen.

Der Aufwand pro Fall andert sich durch die rechtliche Anderung nicht und betrégt laut Internetrecherche i.d.R. 4
Stunden.

Da verschiedene Wirtschaftsabschnitte betroffen sind, wird zur Berechnung des Erfiillungsaufwands ein durch-
schnittlicher Lohnsatz von 38,60 Euro Uber alle Wirtschaftszweige hinweg verwendet.

Fur die Teilnahme und die Ausstellung einer Bescheinigung wird von den Landesbehdrden in der Regel eine
Gebuhr erhoben, diese ist nicht Teil des Erfiillungsaufwands und wird aus der Berechnung ausgeschlossen.

Insgesamt ergibt sich eine Entlastung des jahrlichen Erflllungsaufwands in Héhe von rund 12 Millionen Euro
(78 000 Félle x 4 Stunden x 38,60 Euro/h).

Anderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuchs (Artikel 2)

Durch die gesetzliche Ausnahme kleiner Unternehmen von bestimmten Formatvorgaben kdnnen die Unterneh-
men geringfligige Kosten einsparen, da sie Lieferscheine nicht mehr in ein strukturiertes, gangiges und maschi-
nenlesbares Format (ibertragen maissen.

Die Lebensmittel- und Futtermittelunternehmer sowie Laboratorien sind nach § 44 Abs. 4 bis 5a LFGB verpflich-
tet, bestimmte Sachverhalte den zustdndigen Behdrden zu melden. Diese Meldung unterliegt keiner bestimmten
Formvorgabe und kann beispielsweise elektronisch per Mail erfolgen. Der Aufwand pro Fall ist als geringfiigig
zu beurteilen.

Detaillierte Fallzahlen liegen nicht vor.

Anderung des Konsumcannabisgesetzes (Artikel 3)

Der Erfullungsaufwand fiir die Nutzhanfanbaubetriebe, die Direktzahlungen beantragen und mit Inkrafttreten die-
ses Gesetzes den Anbau nicht mehr der Bundesanstalt fiir Landwirtschaft und Erndhrung (BLE) anzeigen miissen,
verringert sich geringfiigig (um weniger als 100 000 Euro). Entlastet werden ca. 600 Betriebe, bei denen einmal
im Jahr die Anzeige an die BLE entféllt, fir die weniger als eine Stunde veranschlagt wird.

4.3. Erfallungsaufwand der Verwaltung

Fir die Verwaltung reduziert sich der jahrliche Erfullungsaufwand um rund 1 Million Euro. Diese entfallen in
erster Linie auf die Lander (inkl. Kommunen). Der jahrliche Erflllungsaufwand beruht nicht auf unionsrechtli-
chen Vorgaben.
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Anderung des Pflanzenschutzgesetzes (Artikel 1)
Jahrlicher Sl
. Aufwand I el A i .
Acrtikel 0 Eall Jahrlicher wand pro | Einmali-
Rege- (R/Iinuten Erful- Fall (Mi- | ger Erfil-
lungsent- A lungsauf- . nuten * lungsauf-
) Jahrliche | * Lohn- . Einma- ;
Ifd wurf; Bund Eallzahl | kosten wand (in lige Eall- Lohnkos- | wand (in
: pro ige Fa
Norm / A Tsd. Euro) ten pro Tsd. Euro)
Nr. : und Ein- Stunde zahl und
(88); Be- | Land hei X oder ,,ge- L Stunde oder ,,ge-
A eit (Hierar- - 2" | Einheit - RPN
zeichnung - ringfiigig (Hierar- | ringflgig
chieebene) ¢ - ’
der Vor- + Sach- (Begriin- chieebene) | (Begrin-
gabe Kosten in dung) + Sach- dung)
Euro) kosten in
Euro)
Artikel 1;
§9 Abs.4
PfISchG;
Ver- 162,8 Euro
pflichtende =(240/60*
Fort-  oder 40,70
3.1 | Weiterbil- Land | -4.000 Euro/h -651
dung flr (100%
sachkundige durch-
Personen im schnitt))
Pflanzen-
schutz (An-
derung)
Artikel 1;
§9 Abs.4
PflISchG;
Ausstellung
Nachweis 3,9 Euro
flr ver- =(1/60*
pflichtende 46,70
3.2 | Fort- oder | Land | -82.000 Euro/h -319
Weiterbil- (100%
dung flr durch-
sachkundige schnitt))
Personen im
Pflanzen-
schutz (An-
derung)
Summe
(in Tsd. -970
Euro)
davon
Bund
davon
Land (in-
klusive -970
Kommu-

nen)
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*Spiegelvorgaben werden in der Spalte 'Artikel Regelungsentwurf; Norm (88); Bezeichnung der Vorgabe' einheitlich gekennzeich-
net

Erfullungsaufwand der Verwaltung nach Vorgaben

Lfd. Nr. 3.1: Verpflichtende Fort- oder Weiterbildung fuir sachkundige Personen im Pflanzenschutz; § 9 Abs. 4
PflSchG

Analog zur Wirtschaftsvorgabe 2.1 ist gemal § 9 Abs. 1 PfISchG ein Sachkundenachweis auch erforderlich fir
Personen, die im Normadressaten Verwaltung Pflanzenschutzmittel anwenden. Dies umfasst staatliche Forstbe-
triebe und kommunale Bauhofe. Daneben ist ein Sachkundenachweis auch erforderlich fiir Personen, die tiber den
Pflanzenschutz beraten. Dies umfasst die Beratung durch amtliche Auskunftsstellen fiir Pflanzenschutz der Léan-
der (Pflanzenschutzdienste). Analog zur Wirtschaftsvorgabe 2.1 bedeutet dies angewandt auf die Anzahl der je-
weiligen Betriebe und Einrichtungen, dass durch die Erweiterung der Sachkundenachweise von drei auf sechs
Jahre schatzungsweise insgesamt rund 4 000 Personen weniger jéhrlich geschult werden mussen.

Der Aufwand pro Fall dndert sich durch die rechtliche Anderung nicht und betragt laut Internetrecherche i.d.R. 4
Stunden.

Die Vorgabe betrifft verschiedene Verwaltungsebenen. Als Lohnsatz werden 40,70 Euro angesetzt, da der haupt-
sdchliche Teil auf kommunaler Ebene anfallt.

Insgesamt ergibt sich eine Entlastung des jahrlichen Erfullungsaufwands in Héhe von rund 700 000 Euro (4 000
Félle x 4 Stunden x 40,70 Euro/h).

Lfd. Nr. 3.2: Ausstellung Nachweis fir verpflichtende Fort- oder Weiterbildung fir sachkundige Personen im
Pflanzenschutz; § 9 Abs. 4 PfISchG

Spiegelbildlich zu den Vorgaben 2.1 und 3.1 muss die zustandige ausstellende Behdrde einen Nachweis fiir den
Besuch der Fort- oder Weiterbildung ausstellen.

Die Fallzahl von 82 000 ergibt sich aus der Summe der Fallzahlen aus den VVorgaben 2.1 und 3.1 (78 000 + 4 000).

Der Aufwand pro Fall andert sich durch die rechtliche Anderung nicht. Es werden entsprechend der Zeitwertta-
belle der Verwaltung fur die Standardaktivitat 11 AbschlieRende Informationen aufbereiten, Bescheid erstellen
mit einfacher Komplexitat flinf Minuten pro Fall angenommen.

Als Lohnsatz werden durchschnittliche Kosten von 46,70 Euro auf Ebene der Lander angesetzt.

Insgesamt ergibt sich eine Entlastung des jahrlichen Erfullungsaufwands in Hohe von rund 300 000 Euro (82 000
Falle x 5 Minuten/60 x 46,70 Euro/h).
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Anderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuchs (Artikel 2)

Bislang mussten Unternehmen ihre Rickverfolgbarkeitsinformationen so vorhalten, dass die Daten binnen 24
Stunden nach Anforderung in einem strukturierten, gdngigen, maschinenlesbaren Format elektronisch tibermittelt
werden kénnen. Werden Kleinunternehmen nun im Hinblick auf den Wareneingang von den Vorgaben befreit,
ein strukturiertes, gangiges und maschinenlesbares Format zu bermitteln, entsteht auf Seiten der zusténdigen
Behorden geringfligiger Mehraufwand, da die Informationen dort in ein strukturiertes, gangiges und maschinen-
lesbares Format Ubertragen werden mussen.

Die Lebensmittel- und Futtermittelunternehmer sowie Laboratorien sind nach § 44 Abs. 4 bis 5a LFGB verpflich-
tet, den zustandigen Behdrden bestimmte Sachverhalte zu melden.

Die zustandigen Behérden nehmen diese entgegen bzw. im Falle der Labormeldepflichten nach § 44 Abs. 4a und
5a LFGB leiten sie diese Meldungen an die fiir den betroffenen Lebensmittel- oder Futtermittelunternehmer zu-
stdndige Behorde weiter. Der damit verbundene Aufwand wurde von Seiten der Lander als geringfiigig angege-
ben.

Anderung der Bundes-Tierarzteordnung (Artikel 4)

Einma-
liger
Jahrli- Auf-
cher wand
Auf- pro
wand Fall
pro Fall | Jahrlicher (Minu- | Einmali-
Jahrli- (Minu- Erful- ten* | ger Erfil-
Avrtikel Rege- ten * lungsauf- . Lohn- | lungsauf-
i che . Einma- .
lungsentwurf; Lohn- wand (in . kosten | wand (in
Ifd. ; Bund/ Fall- lige Fall-
Norm (88); Be- kosten | Tsd. Euro) pro Tsd. Euro)
Nr. . Land zahl zahl und
zeichnung der pro oder ,,ge- T Stunde | oder ,,ge-
und .S | Einheit . PP
Vorgabe o Stunde | ringfigig (Hie- | ringfigig
Einheit - ¢ >
(Hierar- | (Begrin- rar- (Begriin-
chie- dung) chie- dung)
ebene) + ebene)
Sachkos- +
tenin Sach-
Euro) kosten
in
Euro)
Artikel 3 §13 geringfligig
Abs.3a BTAO:; geringe
('\J/lt())g“(:hke't der geringe Fall- | Fallzahl
ertragung von
. . - zahl und ge- | und  ge-
Aufgaben an ein gering- geringfi- NP PP
3.1 anderes Land oder Land fiigig gig ringfugiger ringflgi-
. - Aufwand ger Auf-
an eine gemein-
.= pro Fall wand pro
same Einrichtung Eall
(Auskunft) (Ande-
rung)
Artikel 3 §13
Abs. 4a  BTAO; geringe Fall-
Anderung der Un- erina- zahl und ge-
3.2 | terrichtungspflicht | Land ?U i 9 ringfiigiger
in Auskunft auf 9ig Aufwand
Ersuchen (Ande- pro Fall
rung)
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Einma-
liger
Jahrli- Auf-
cher wand
Auf- pro
wand Fall
pro Fall | Jahrlicher (Minu- | Einmali-
Jahrli (Minu- Erful- ten* | ger Erfil-
Artikel Rege- che ten * lungsauf- Einma Lohn- | lungsauf-
lungsentwurf; Lohn- wand (in 3 kosten | wand (in
Ifd Bund/ Fall- lige Fall-
" | Norm (88); Be- kosten | Tsd. Euro) pro Tsd. Euro)
Nr . Land zahl zahl und
: zeichnung der und pro oder ,,ge- Einheit Stunde | oder ,,ge-
Vorgabe Tt Stunde | ringfigig* (Hie- | ringfligig*
Einheit . ¢ 4
(Hierar- | (Begrin- rar- (Begriin-
chie- dung) chie- dung)
ebene) + ebene)
Sachkos- i
tenin Sach-
Euro) kosten
in
Euro)
Artikel 3 §13
Abs.5  BTAOQ;
Wegfall von Ap- .
probationsmel- gz;‘lngﬁ dFaI;:
33 dungen bzw. Mel- Bund gering- inafiiai g
) dungen (ber eine un flgig ringrugiger
- Aufwand
Berufsaustibungs- 10 Eall
erlaubnis an das P
BMLEH  (Ab-
schaffung)
Artikel 3 8§13
Abs.7 BTAO-E;
Maglichkeit  der
Ubertragung von geringe
Aufgaben an geringe Fall- | Fallzahl
nachgeordnete erina- erinafii- zahl und ge- | und  ge-
3.4 | Bundesoberbe- Bund ? ng gering ringflgiger ringfugi-
horde (Erteilung uglg 919 Aufwand ger Auf-
von  Bescheini- pro Fall wand pro
gungen Uber Aus- Fall
bildungsvoraus-
setzungen) (Ande-
rung)
Summe (in L S
Tsd. Euro) geringfugig geringfugig
davon Bund -
davon Land
(inklusive

Kommunen)
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Lfd. Nr. 3.1: Mdglichkeit der Ubertragung von Aufgaben an ein anderes Land oder an eine gemeinsame Einrich-
tung; § 13 Abs. 3a BTAO

Einsparungen von Kosten in der Verwaltung der Lander lassen sich nicht abschétzen, da die Meldung an den
Bund in der Regel gemeinsam mit der Meldung an die anderen Lénder erfolgt und mit dieser Anderung nicht
komplett wegféllt. Darlber hinaus ist zwar zu erwarten, aber in der Hohe nicht abzuschétzen, welche Entlastungen
durch die Ubertragung von Aufgaben auf andere Lander oder eine gemeinsame Einrichtung sowie die Nutzung
von landeriibergreifenden elektronischen Systemen eintreten wird.

Lfd. Nr. 3.2: Erganzung der Unterrichtungspflicht um die Auskunft auf Ersuchen; § 13 Abs. 4a BTAO

Einsparungen fur Kosten in der Verwaltung der Lander lassen sich nicht abschétzen, da keine verlasslichen Zahlen
vorliegen, wie viele Mehrfachantrage bei den Landern gestellt werden, deren Doppelbearbeitung durch die Még-
lichkeit zur gegenseitigen Information vermieden werden.

Anderung des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes (Artikel 5)

Fur die Verwaltungen der L&nder wird Aufbau von Birokratie vermieden. Da die Lander Agrarumwelt- und Kli-
mamalinahmen insbesondere zur Weidehaltung bereits in der 2. Sdule anbieten, mussten flr das Jahr 2027 in den
Programmen der 2. Sdule umfangreiche Umprogrammierungen vorgenommen werden. Die Weidehaltung miisste
gestrichen werden und die verplanten finanziellen Mittel anderweitig programmiert werden. Zudem bleibt die
Einrichtung von entsprechender Antrags- und Kontroll-IT allen L&ndern erspart. Bei Einfiihrung der Regelung
wurde kein Erflllungsaufwand ausgewiesen.
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Anderung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes (Artikel 6)

Jahrlicher 5;"2‘1!
Acrtikel Al:;v;lzzr;;j Jahrlicher wand pro | Einmali-
Rege- (R/Iinuten Erful- Fall (Mi- | ger Erfil-
lungsent- A » lungsauf- . nuten * lungsauf-
) Jahrliche Lohn- . Einma- .
wurf; Bund wand (in 3 Lohnkos- | wand (in
Ifd. Fallzahl | kosten pro lige Fall-
NI Norm / und Ein- Stunde Tsd. Euro) Zahl und ten pro Tsd. Euro)
' (88); Be- | Land heit (Hierar- oder ,,ge- Einheit Stunde oder ,,ge-
zeichnung . ringfugig* (Hierar- | ringfugig*
chieebene) .
der Vor- + Sach- (Begriin- chieebene) | (Begrin-
gabe Kosten in dung) + Sach- dung)
Euro) kosten in
Euro)
Artikel 6;
§4 Abs.2
TierNebG; -6,0  Euro
Umwand- =(-6/60)*
lung der Ge- 40,70
nehmi- Euro/h
3.1 gung\spfli_cht Land | 1230 3100:]/0 7,4
In nzeige- urcn-
pflicht  bei schnitt))+(-
Kremierung 2,0)
von Pferden
(Anderung)
Summe
(in Tsd. -7,4
Euro)
davon
Bund
davon
Land (in-
klusive -7,4
Kommu-
nen)

Lfd. Nr. 3.1: Umwandlung der Genehmigungspflicht in Anzeigepflicht bei Kremie-rung von Pferden; § 4 Abs. 2
TierNebG

Mit der Aufhebung der Genehmigungspflicht und Abénderung in eine Anzeigepflicht, wird die Bearbeitungszeit
pro Fall um sechs Minuten reduziert, da sowohl die Erstellung und Ubersendung des Bescheides als auch die
Anweisung und Uberwachung der Zahlung nicht mehr vorgenommen werden missen. Auf Landes- bzw. kom-
munaler Ebene ergibt sich somit eine Einsparung von 7,4 Tsd. Euro.

Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuches (Artikel 7)
Zu Nummer 4

Mit der Anzeigepflicht fur bestimmte Beschaffungen von Informationstechnik gemaR 8 85 Absatz 3b Satz 1
Nummer 1 entféllt in geringfligigem Umfang Erflllungsaufwand auf Sei-ten der Versicherungstrdger und der
Aufsichtsbehorden.

Zu Nummer 5
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Die Streichung des § 94 Absatz 3 fiihrt zum Wegfall einer A-14-Stelle beim Bundesamt fiir Soziale Sicherung
(BAYS), die bislang durch die Sozialversicherung fur Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) refinanziert
wurde.

5.  Weitere Kosten

Fiur Burgerinnen und Burger entféllt kiinftig die Geblhr fur die Genehmigung zur Pferdekremierung.
Dadurch ergibt sich eine jahrliche Entlastung in Héhe von 1,3 Tsd. Euro.

Auf Seiten der Verwaltung der Lander (inkl. Kommunen) fallen Einnahmen aus dieser Gebiihrenerhebung weg.
6. Weitere Gesetzesfolgen

a) Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-preisniveau, sind nicht zu
erwarten.

b) Gleichstellungspolitische Relevanzprifung

Im Zuge der gemaR 8§ 2 der Gemeinsamen Geschaftsordnung der Bundesministerien (GGO) vorzunehmenden
Relevanzprufung sind durch die Verordnung unter Berlcksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von
Frauen und Ménnern keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen zuwiderlaufen.

c) Gleichwertige Lebensverhéltnisse

Der Entwurf hat keine Auswirkungen auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhaltnisse der Menschen im Bundes-
gebiet entsprechend dem Leitfaden zur Durchfiihrung des ,,Gleichwertigkeits-Checks* (GL-Check) bei Gesetzes-
vorhaben des Bundes vom 20. April 2020.

VIIl. Befristung; Evaluierung

Das Gesetz ist nicht befristet.

Eine Evaluierung ist nicht vorgesehen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Pflanzenschutzgesetzes)

Die Anderung fiihrt zu Biirokratieabbau bei Anwendenden und zustindigen Behorden sowie zur Harmonisierung
des Zeitintervalls mit anderen Sachkundenachweisen. Denn der Nachweis Uber eine Fortbildung zur Pflanzen-
schutz-Sachkunde ist nunmehr nur alle sechs (statt bisher alle drei) Jahre zu erbringen. Das EU-Recht gibt keine
verpflichtenden Fortbildungsintervalle vor. Art 5 Absatz 1 der Richtlinie (EG) 2009/128 legt vielmehr die Sicher-
stellung des Zugangs zu einer geeigneten Fort- und Weiterbildung fest. Ein entsprechender Zugang zu qualifizier-
ten Fort- und Weiterbildungsmoglichkeiten ist in Deutschland gewdahrleistet. Aus Eigen- bzw. Betriebsinteresse
kdénnen spezifische Angebote wahrgenommen werden. Ein Blick auf die Fortbildungsintervalle von vergleichba-
ren Gefahrstoffen hat gezeigt, dass sechs Jahre als verpflichtendes Fortbildungsintervall ein sachgerechter und
adéquater Mal3stab ist, der fur die beruflichen Anwender ein hohes Schutzniveau gewéhrleistet. Die Verldngerung
des Zeitintervalls bringt keine Schmalerung der materiellen Anforderungen an den Sachkundenachweis der Pflan-
zenschutzmittelanwender mit sich. Daneben wird ein bundeseinheitliches Stichtagsmodell festgelegt, um den
Zeitraum fiir die Absol-vierung der Fort- oder Weiterbildung zu konkretisieren.

Im Falle einer sehr komplexen neuen Ausgangslage wird das BMLEH ihm vorliegende Informationen, etwa von
EU-Ebene, umgehend mit den Landern teilen, sodass die Pflanzenschutzdienste bzw. Landerkammern (ber ihre
bereits gut etablierte und bewahrten Kanéle sdmtliche neuen Informationen an die Anwendenden weitergeben
kdénnen.
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Ferner wird das Bundesamt fiir Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) auf seiner Website weiter-
hin Ubersichten Gber die in Deutschland zugelassenen Pflanzenschutzmittel, die widerrufenen und ruhenden Zu-
lassungen, die Verlangerungen von Zulassungen und die Zulassungen flr Notfallsituationen fihren. Dariiber kon-
nen sich Anwendende rund um die Uhr niedrigschwellig Giber den aktuellen Stand zu bestimmten Mitteln infor-
mieren.

Zu Artikel 2 ( Anderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuchs)

Zu Nummer 1

8 44 Absatz 3 enthdlt Anforderungen an das Vorhalten der Ruickverfolgbarkeitsinformationen seitens der Lebens-
mittel- und Futtermittelunternehmen. Es hat sich gezeigt, dass bei kleinen Unternehmen, die ihre Waren nahezu
ausschlieflich an Endverbraucher abgeben, nur in sehr seltenen Féllen der Wareneingang riickverfolgt werden
muss. Fur diese Unternehmen wiirde es einen deutlichen Mehraufwand bedeuten, wenn sie die Formatvorgaben
des strukturierten und géngigen Formats erfullen miissen. Aus Sicht des Gesetzgebers durfte es in diesen Féllen
ausreichen, wenn die Informationen binnen 24 Stunden nach Anforderung in elektronischer Form vollstandig und
gut lesbar Gibermittelt werden. Beschrankt bleiben soll diese Ausnahme auf Félle, in denen das Unternehmen von
nicht mehr als zwanzig Lieferanten beliefert wird. Nach dieser Ausnahme diirfte beispielsweise auch die elektro-
nische Ubermittlung von qualitativ hochwertigen Fotos der Lieferscheine den Anforderungen geniigen. Eine Um-
wandlung in ein strukturiertes, gangiges und maschinenlesbares Format muss in diesen Ausnahmeféllen durch die
zustandige Behorde erfolgen.

§ 44 Absatze 4, 4a, 5 und 5a enthalten verschiedene Meldepflichten, die in den Jahren 2009 bzw. 2011 als Reak-
tion auf diverse ,,Lebensmittelskandale” (u.a. ,,Gammelfleisch-“ und ,,Dioxin*-Skandal) eingefiihrt wurden und
Uber das einschldgige, unmittelbar anwendbare EU-Recht hinausgehen. Die 21. Verbraucherschutzministerkon-
ferenz (VSMK) hat in ihrer Sitzung am 23. Mai 2025 den Bund gebeten, diese Meldepflichten unter Berlicksich-
tigung der gesammelten Erfahrungen auf ihre Erforderlichkeit zu priifen und ggf. abzuschaffen. Eine Abfrage bei
den fir den Vollzug der Regelungen zustandigen Lander hat ergeben, dass seit deren Geltung keine grolere le-
bens- oder futtermittelbedingte Krise aufgrund von Meldungen nach den Vorschriften des § 44 Absatz 4 bis 5a
verhindert bzw. aufgeklart wurde. Die Bundesregierung ist daher zu der Einschatzung gelangt, dass der gesund-
heitliche Verbraucherschutz aufgrund der sonstigen Vorgaben des Lebensmittel- und Futtermittelrechts auch ohne
diese bundesrechtlichen Meldepflichten gewahrleistet werden kann. Zum Zwecke der Entlastung von Unterneh-
men und Behdrden von verzichtbarem birokratischem Aufwand sollten die Absétze 4, 4a, 5 und 5a des § 44
LFGB daher aufgehoben werden. Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 4. Es werden darin Verweise auf die bishe-
rigen Absatze 4, 4a, 5 und 5a gestrichen.

Zu Nummer 2

Das BVL erstellt derzeit nach § 44a Absatz 2 Satz 4 auf Grundlage der von Lebensmittel- und Futtermittelunter-
nehmern nach 8§ 44 Absatz 1 an die zustandigen Landesbehdrden tibersandten Untersuchungsergebnisse viertel-
jahrlich einen Bericht zu gesundheitlich relevanten Stoffen in Lebensmitteln und Futtermitteln und veréffentlicht
diesen auf seiner Homepage. Die Bundesregierung priift derzeit, inwieweit diese Berichte des BVL ihre Zielset-
zung tatsdchlich erreichen. Bis zum Abschluss dieser Priifung erscheint es einstweilen ausreichend, wenn der
Bericht statt vierteljahrlich halbjahrlich erstellt wird. § 44a Absatz 2 Satz 4 sollte entsprechend angepasst werden.

Zu Nummer 3
Folge&nderungen zur Aufhebung des bisherigen § 44 Absétze 4 bis 5a LFGB.

Zu Artikel 3 (Anderung des Konsumcannabisgesetzes)
Zu Nummer 1

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfuigbar.

Die Ergénzung des neuen Satzes 2 in § 32 Absatz 1 dient dazu, nicht erforderliche biirokratische Anforderungen
fiir den tberwiegenden Anteil der Nutzhanfanbauer abzubauen und damit den Nutzhanfanbau in Deutschland zu
erleichtern. Zurzeit beantragt der weit Gberwiegende Anteil der Nutzhanfanbauer bei den hierfiir zustandigen Stel-
len der Lander Direktzahlungen der Europdischen Union fir Flachen, auf denen Nutzhanf angebaut wird. Sie
missen hierflir einen sogenannten Sammelantrag (vgl. § 5 des GAP-Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsys-
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tem-Gesetzes (GAPINVeKo0SG)) bei den zustandigen Behorden der Lander mit allen Angaben einreichen, die zur
Feststellung der Forderfahigkeit und zur Kontrolle der Konditionalitéat erforderlich sind. Die zustdndigen Behor-
den der Lander teilen wiederum der BLE zur Erfullung von deren Aufgaben nach der GAPInVeKoS-Verordnung
(GAPInVeKoSV) nach § 27 Absatz 2 GAPInVeKoSV bis zum 1. Juli des Antragsjahres folgende Angaben mit:

— die Gesamtzahl der Hanfanbaufl&chen, fiir die eine Zahlung beantragt wurde,

— alle Angaben, die zur Identifizierung der mit Hanf angebauten Flachen sowie des Betriebsinhabers erforder-
lich sind, und

—  fir jede der mit Hanf angebauten Flachen die Hanfsorten, die auf der Flache ausgesat wurden oder noch
ausgesat werden sollen.

Zudem haben die zustdndigen Behdrden der Lander der BLE nach § 27 Absatz 3 GAPIn-VeKoSV mitzuteilen,
wenn sie bei Kontrollen im Hinblick auf die genannten Angaben Abweichungen im Vergleich zu den Angaben
im Sammelantrag feststellen. Mit dem Sammelantrag ist zudem fiir Antragsflachen auch das amtliche Etikett des
Saatguts bei den zustdndigen Behdrden der Lander einzureichen (8 15 GAPInVeKoSV).

Die nach § 27 Absatz 2 und 3 GAPInVeKoSV von den Landern an die BLE zu (ibermittelnden Informationen
sind zur Identifizierung der Unternehmen der Landwirtschaft und fir die Aufgabenerfiillung der BLE nach dem
Konsumcannabisgesetz geeignet und ausreichend.

Nach derzeitiger Rechtslage erreichen die BLE die fiir die Kontrolle des Nutzhanfanbaus erforderlichen Daten im
Fall der Nutzhanfanbauer, die Direktzahlungen fur Flachen mit Hanf beantragen, fur diese Flachen auf zwei We-
gen: erstens Uber die Weitergabe der im Sammelantrag enthaltenen Informationen durch die Lander nach § 27
Absatz 2 und 3 GAPInVeKoSV und zweitens Uber die Anbauanzeige des Nutzhanfanbauers. Eine Doppelung der
Informationen ist aber nicht erforderlich und bedeutet einen nicht unerheblichen blrokratischen Mehraufwand flr
die Nutzhanfanbauer. Die Anzeigepflicht entfallt daher mit der hier vorgesehenen Anderung fir diejenigen Nutz-
hanfanbauer, die bereits einen Sammelantrag im Sinne des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems gestellt
und in diesem flr alle Flachen, die sie als fir den Anbau mit Hanf genutzt bezeichnet haben, eine Zahlung bean-
tragt haben.

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.
Es handelt sich um eine Folgednderung zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfligbar..

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfiigbar.: Da der BLE aufgrund
der Anderung von § 32 Absatz 1 nicht mehr von allen Nutzhanfanbauern eine Anzeige vorliegen wird, muss auch
dessen Absatz 3 Satz 2 angepasst werden. Die neue Fassung ermdglicht es der BLE, auch die von den Landern
nach 8 27 GAPInVeKoSV in Bezug auf Nutzhanf Gbermittelten Daten aus dem Integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystem an die Strafverfolgungsbehdrden weiterzugeben.

Zu Nummer 2
Es handelt sich um eine Folgednderung zu Nummer 1 Buchstabe a.

Zu Artikel 4 (Anderung der Bundes-Tierérzteordnung)
Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.
Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.

Mit der Anderung wird eine rechtsformliche Anpassung der Zitierform von EU-Rechtsakten an die Vorgaben des
Handbuchs der Rechtsférmlichkeit (4. Auflage) vorgenommen.

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfligbar.

Mit Organisationserlass vom 6. Mai 2025 wurde die Bezeichnung des Bundesministeriums fiir Erndhrung und
Landwirtschaft in Bundesministerium fir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat gedndert. Dies wird hier nach-
vollzogen.
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Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.

Mit Organisationserlass vom 6. Mai 2025 wurde die Bezeichnung des Bundesministeriums fiir Erndhrung und
Landwirtschaft in Bundesministerium fur Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat geéndert. Dies wird hier nach-
vollzogen.

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.

Mit Organisationserlass vom 6. Mai 2025 wurde die Bezeichnung des Bundesministeriums fiir Erndhrung und
Landwirtschaft in Bundesministerium fur Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat ge&ndert. Dies wird hier nach-
vollzogen.

Zu Nummer 3
Folgednderung zu Nummer 5 Buchstabe c. Der Regelungsgehalt wird ohne inhaltliche An-derung Gibernommen.

Zu Nummer 4

Mit Organisationserlass vom 6. Mai 2025 wurde die Bezeichnung des Bundesministeriums fiir Erndhrung und
Landwirtschaft in Bundesministerium fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat geéndert. Dies wird hier nach-
vollzogen.

Zu Nummer 5

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.

Mit Organisationserlass vom 6. Mai 2025 wurde die Bezeichnung des Bundesministeriums fiir Erndhrung und
Landwirtschaft in Bundesministerium fur Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat geéndert. Dies wird hier nach-
vollzogen.

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.

Die Vorschrift stellt klar, dass die Zustiandigkeitsregelungen der Absitze 2 und 3 einer Ubertragung einzelner
Aufgaben auf gemeinsame Stellen der Lander nicht entgegenstehen; die Entscheidung verbleibt bei der zustandi-
gen Behorde. Satz 1 stellt den Antragseingang bei der gemeinsamen Stelle dem Eingang bei der zusténdigen Be-
horde gleich. Satz 2 begrindet die erforderliche Befugnis zur Datenibermittlung zwischen Behdrde und gemein-
samer Stelle; die Einbeziehung von Daten nach Artikel 9 Absatz 1 und Artikel 10 der Verordnung (EU) 2016/679
ist erforderlich, da Eignungs- und Zuverlassigkeitsprifung sowie Entscheidungen Uber Ruhen, Ricknahme und
Widerruf an gesundheitliche und strafrechtliche Umsténde ankniipfen kdnnen. Die Zweckbindung und Ldschre-
gelung in Satz 3 sind angemessene und spezifische MalRnahme im Sinne des Artikels 9 Absatz 2 Buchstabe g
sowie geeignete Garantie im Sinne des Artikels 10 der Verordnung (EU) 2016/679.

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.

Die Neufassung von Absatz 4a dient dazu, dass die Lander sich gegenseitig bedarfsgerecht (iber laufende und
abgeschlossene Verfahren zur Berufsanerkennung auslandischer Tierédrzte informieren kdnnen. Damit kénnen
Mehrfachantrage erkannt, Doppelarbeit vermieden und so Verwaltungsverfahren entlastet werden. Auch dies zielt
vor allem darauf ab, die Verfahren insgesamt zu verbessern und zu beschleunigen. Die Regelungen in den S&tzen
3 bis 6 dienen dem Schutz der personenbezogenen Daten der Antragsteller. Um ein hohes Datenschutzniveau zu
gewabhrleisten, ist die Aufbewahrung der Daten fur bis zu einem Jahr méglich.

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.

Das Verfahren der Lander Uiber die Erteilung einer Approbation auf Grundlage des européischen Rechts oder iiber
die Rucknahme einer solchen Entscheidung hat sich bewéhrt. Es hat sich gezeigt, dass die Einbindung des Bun-
desministeriums fiir Landwirtschaft, Ernahrung und Heimat nicht erforderlich ist. Mit der Anderung kann zukinf-
tig die Meldung solcher Entscheidungen zur Information entfallen. Damit wird das Verfahren zum Vorteil der
Betroffenen weiter vereinfacht und Burokratie abgebaut.

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.

Mit Organisationserlass vom 6. Mai 2025 wurde die Bezeichnung des Bundesministeriums fiir Erndhrung und
Landwirtschaft in Bundesministerium fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat geéndert. Dies wird hier nach-
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vollzogen. Die Erganzung in Absatz 7 um einen zweiten Satz ermdglicht es dem Bundesministerium fiir Land-
wirtschaft, Erndhrung und Heimat, in Anlehnung an die Regelungen anderer Berufsgruppen wie z. B. Arzte, die
Erteilung der sogenannten Konformitatsbescheinigungen einer dem Bundesministerium fiir Landwirtschaft, Er-
nahrung und Heimat nachgeordneten Bundesoberbehdrden zu libertragen. Dadurch kann das Bundesministerium
entlastet werden.

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.6

Mit Organisationserlass vom 6. Mai 2025 wurde die Bezeichnung des Bundesministeriums fiir Erndhrung und
Landwirtschaft in Bundesministerium fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat geéndert. Dies wird hier nach-
vollzogen.

Zu Artikel 5 (Anderung des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes)
Zu Nummer 1

Aufgrund der Umbenennung der Ministerien, wird der Name des Bundesministeriums fiir Landwirtschaft, Er-
nahrung und Heimat im Gesetz angepasst.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a und ¢

Aufgrund der Umbenennung der Ministerien, wird der Name des Bundesministeriums fiir Landwirtschaft, Ernéh-
rung und Heimat im Gesetz angepasst.

Zu Buchstabe b

aa) Aufgrund der Umbenennung der Ministerien, wird der Name des Bundesministeriums fur Umwelt, Klima-
schutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit im Gesetz angepasst.

bb) Mit der Streichung des § 20 Absatz 3 wird die Einfiihrung neuer Oko-Regelungen nur fiir das letzte Jahr der
Forderperiode und die damit einhergehende Biirokratie entsprechend der EntschlieRung des Bundesrates vom 11.
Juli 2025 (BR-Drucksache 279/25) vermieden.

Zu Nummer 3

Mit der Streichung der Vorschrift wird die Einfiihrung neuer Oko-Regelungen nur fiir das letzte Jahr der Forder-
periode und die damit einhergehende Biirokratie entsprechend der Entschlieung des Bundesrates vom 11. Juli
2025 (BR-Drucksache 279/25) vermieden.

Zu Artikel 6 (Anderung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Der bisherige Genehmigungsvorbehalt fiir die Pferdeeindscherung wird in eine Anzeigepflicht umgewandelt.
Pferdehalter, die sich fur die Eindscherung ihrer Pferde entscheiden, benétigen demnach keine Genehmigung der
zustandigen Behdrde mehr. Ziel ist die Verringerung des birokratischen Aufwands sowohl fir Pferdehalter als
auch Verwaltung. Durch die neue Anzeigepflicht wird gewdhrleistet, dass die VVollzugsbehorden der Lander vor
dem Abtransport des Pferdes Kenntnis (iber die Eindscherung erhalten und erforderlichenfalls eine Kontrolle
durchflihren oder MalRnahmen anordnen kdnnen, wodurch der Seuchenschutz gewéhrleistet bleibt.

Zu Nummer 2

Aufgrund der Umbenennung der Ministerien, wird der Name des Bundesministeriums fir Landwirtschaft, Er-
nahrung und Heimat im Gesetz angepasst.
Zu Nummer 3

Aufgrund der Umbenennung der Ministerien, wird der Name des Bundesministeriums fir Umwelt, Klimaschutz,
Naturschutz und nukleare Sicherheit im Gesetz angepasst.

Zu Nummer 4

Anpassung des Ordnungswidrigkeitstatbestands an die ge&dnderte materiell-rechtliche VVorschrift des § 4 Absatz 2
TierNebG.
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Zu Artikel 7 (Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1
Folgednderung zum Wegfall der Anlagemdéglichkeit nach Absatz 1 Nummer 6.

Zu Nummer 2
a) Folgednderung zum Wegfall der Anlagemdglichkeit nach Absatz 1 Nummer 6.

b) Mit der Streichung des Absatz 1 Nummer 6 wird die Mdglichkeit zur Anlage in immobilienbesicherte Schuld-
scheindarlehen ausgeschlossen. Der Grundsatz der Anlagesicherheit (§ 80 Absatz 1 Satz 2) setzt voraus, dass die
Versicherungstrager und die weiteren Anleger, fur die die vermdgensrechtlichen Regelungen der 8§ 80 ff. gelten,
die zur Verfuigung stehenden Sicherheiten umfassend priifen und bewerten. Im Fall von Immobiliensicherheiten
ist die Wertbestandigkeit jedoch nur schwer zu beurteilen, da sich die Marktgegebenheiten — wie zuletzt nach dem
Zinsanstieg 2022 — unvorhersehbar &ndern kénnen. Die bisherige Anlagemdglichkeit wurde zudem zu Projektfi-
nanzierungen genutzt, bei denen der erhoffte Ertrag der Geldanlage zulasten der Anlagesicherheit im VVordergrund
stand. Die Anlageform hat sich angesichts der ihr innewohnenden Verlustrisiken fur die Zwecke der Versiche-
rungstréger als ungeeignet erwiesen. Den Versicherungstragern stehen ausreichend Geldanlagemdglichkeiten zur
Verfiigung.

Zu Nummer 3

Die Streichung des § 84 ist eine Folge&dnderung zum Wegfall der Anlagemdglichkeit nach § 83 Absatz 1 Num-
mer 6, deren Tatbestandsvoraussetzung (,,sicher) sie konkretisiert hat.

Zu Nummer 4

Die Anzeigepflicht flr eine Beschaffung von Informationstechnik, soweit dadurch das Systemkonzept der Daten-
verarbeitung grundlegend veréndert wird (8 85 Absatz 3b Satz 1 Nummer 1), wird gestrichen. Damit entféllt auch
der hierfir anfallende Erfullungsaufwand auf Seiten der Versicherungstrager und die Priifung durch die Aufsichts-
behdrde. Die gesetzgeberische Intention, es der Aufsichtsbehdrde durch eine rechtzeitige Unterrichtung zu er-
mdoglichen, wesentlich zu einem rationellen und kostenglinstigen Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen und -
systemen beizutragen (BT-Drs. 7/5612, S. 2), entspricht nicht mehr der Dynamik der Entwicklung im Bereich der
Informationstechnik. Beim Einsatz technologischer Innovationen wie des Cloud-Computing oder der K1 hat sich
der Aufgabenschwerpunkt der Aufsicht inzwischen auf projektbegleitende Beratung und standardisierte Prifun-
gen der Versicherungstréger unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit verlagert. Durch eine standardisierte
Prifung von Anzeigen lasst sich ein kostengiinstiger Ressourceneinsatz nicht mehr erreichen. Zudem stehen den
Aufsichtshehdrden weiterhin ausreichende Moglichkeiten zur Einsichtnahme zur Verfiigung.

Zu Nummer 5

Die Vorschrift kann entfallen, da ihr Regelungszweck weggefallen ist. Eine Uber die Auf-sicht nach §§ 87 ff.
hinausgehende Begleitung der Weiterentwicklung der Informations-technik der Sozialversicherung fir Landwirt-
schaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) ist nicht mehr erforderlich.

Zu Nummer 6

Die Ubergangsregelung ermdglicht es mit Blick auf die Streichung der Anlageform nach § 83 Absatz 1 Num-
mer 6, hiernach erworbene Forderungen l&angstens bis zum 31. Dezember 2030 zu prolongieren und langstens bis
zum 31. Dezember 2035 im Vermogen zu halten. Die Anzeigepflicht ermdglicht der Aufsichtsbehdrde, beabsich-
tigte Vertragsverlangerungen vor Abschluss verbindlicher VVereinbarungen im Rahmen ihrer aufsichtsrechtlichen
Befugnisse zu beurteilen, insbesondere im Hinblick auf die Einhaltung der Anlagegrundsétze des § 80 Absatz 1
Satz 2 und die Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (§ 69 Absitze 2 und 3). Die bisherige Uber-
gangsregelung in Absatz 3 hat sich durch Zeitablauf erledigt.

Zu Artikel 8 (Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch)
zu Nummer 1 und Nummer 2

Folgednderungen zum Wegfall des § 84 SGB IV.
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Zu Artikel 9 (Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)
Folgednderung zum Wegfall des § 84 SGB V.

Zu Artikel 10 (AulRerkrafttreten)

Die in Artikel 10 aufgefiihrten Gesetze und Verordnungen kénnen aulRer Kraft gesetzt werden, weil ihre Vor-
schriften heute als abschlieRend durchgefiihrt betrachtet werden kdnnen und auch sonst keine Bedeutung mehr
entfalten. Soweit sie zur Beurteilung von Rechtsverhéltnissen und Sachverhalten wider Erwarten doch noch
rechtserheblich sein sollten, sind ihre Bestimmungen — allgemeinen Grundsétzen bei dem ersatzlosen Aulerkraft-
treten (nach der fritheren Terminologie: Aufhebung) von Recht mit Wirkung fur die Zukunft entsprechend — wei-
terhin zu beachten.

Zu Buchstabe a

Das Gesetz zur Aufhebung des Modulationsgesetzes aus dem Jahr 2004 hat geregelt, dass das
Modulationsgesetz fiir Direktzahlungen, die fur die 2003 und 2004 gewahrt wurden, weiterhin anzuwenden war.

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfugbar.

Das Betriebspramiendurchfiihrungsgesetz hat der Durchflihrung der Vorschriften (ber die Einfuhrung einer ein-
heitlichen Betriebspramienregelung nach Titel 111 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29. Sep-
tember 2003 mit gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit
bestimmten Stiitzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe sowie der Vorschriften tber die ein-
heitliche Betriebspramie nach Titel 111 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit
gemeinsamen Regeln fiir Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stt-
zungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gedient. Die einheitliche Betriebspramie ist zuletzt fiir
das Jahr 2014 angewendet worden und war fur das Jahr 2014 bis zum 15. Mai 2014 zu beantragen.

Zu Buchstabe c-e

Die Betriebspramiendurchfiihrungsverordnung (Erméchtigungsgrundlage: § 6 Absatz 1, 8 9a Absatz 1 Satz 1 des
Marktorganisationsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 2017 (BGBI. | S. 3746), das
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 327) geéndert worden ist, in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 2 des Zustandigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. August 2002 (BGBI. | S. 3165), das
durch Artikel 7 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1474) gedndert worden ist, und dem Organisa-
tionserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 131)), die Verordnung zur Aufteilung der
Erhéhung der Obergrenze auf die Regionen sowie tber Daten flr die Festsetzung des betriebsindividuellen Zu-
ckergrundbetrags und der zusétzlichen betriebsindividuellen Zuckerbetrédge nach dem Betriebspramiendurchfiih-
rungsgesetz (Ermdchtigungsgrundlage: § 4 Absatz 4, 8 5 Absatz 4a Satz 3 und des § 5a Absatz 3 Satz 2 des Be-
triebspramiendurchfiihrungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. November 2010 (BGBI. |
S. 1720), das zuletzt durch Artikel 406 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1474) gedndert worden
ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Zustédndigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. August 2002 (BGBI. |
S. 3165), das durch Artikel 7 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1474) geéndert worden ist, und
dem Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 131)) sowie die Verordnung
zur Kiirzung der Zahlungsanspriiche im Rahmen der Betriebspramienregelung fur das Jahr 2014 (Erméchtigungs-
grundlage: 8 8 Absatz 1 Satz 1 und 2 Nummer 2 des Marktorganisationsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. November 2017 (BGBI. | S. 3746), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024
(BGBI. 2024 | Nr. 327) gedndert worden ist sowie § 1 Absatz 2 des Betriebsprdmiendurchfiihrungsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 26. November 2010 (BGBI. | S. 1720), das zuletzt durch Artikel 406 der Ver-
ordnung vom 31. August 2015 (BGBI. I S. 1474) geéndert worden ist, jeweils in Verbindung mit 8 1 Absatz 2 des
Zusténdigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. August 2002 (BGBI. | S. 3165), dass durch Artikel 7 der Verordnung
vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1474) gedndert worden ist, und dem Organisationserlass des Bundeskanzlers
vom 6. Mai 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 131) haben der Durchfiihrung der Rechtsakte der Européischen Gemein-
schaften oder der Europdischen Union Uber die einheitliche Betriebspramie und des Betriebsprdmiendurchfiih-
rungsgesetzes gedient, das ihnen auch zugrunde liegt. Im Zusammenhang mit dem AuRerkraftsetzen dieses Ge-
setzes (vgl. Nummer 2) ist es erforderlich, auch die genannten Rechtsverordnungen auer Kraft zu setzen.
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Zu Buchstabe f

Die im Milch-Sonderprogrammgesetz geregelten MaRnahmen sind fiir die Jahre 2010 und 2011 angewendet wor-
den.

Zu Buchstabe g

Das Umverteilungspramiengesetz 2014 ist nur fur das Jahr 2014 angewendet worden.

Zu Artikel 11 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. Das Gesetz soll am Tag nach der Verkiindung in Kraft treten. Die Entlas-
tungswirkungen fir Wirtschaft und Verwaltung sollen méglichst frih ihre Wirkung entfalten.
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 1068. Sitzung am 25. September 2026 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemaf

Acrtikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1.

Zu Artikel 2 Nummer 01 — neu — (8 40 Absatz 1a, Absatz 1 Satz 2, Absatz 3, Absatz 4a LFGB)

Vor Artikel 2 Nummer 1 ist die folgende Nummer 01 einzufiigen:

,01.

a)

b)

d)

8§ 40 wird wie folgt gedndert:
Absatz 1a wird gestrichen.
In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,,vorbehaltlich des Absatzes 1a“ gestrichen.
In Absatz 3 wird die Angabe ,,den Abséatzen 1 und 1a“ durch die Angabe ,,Absatz 1* ersetzt.

Absatz 4a wird gestrichen.*

Begrindung:

8 40 Absatz 1a LFGB ist, wie die mehrfache Befassung des Bundesverfassungsgerichts zeigt, eine
von Anfang an stark umstrittene Vorschrift. Die mit der Regelung einhergehende Prangerwirkung
fur betroffene Unternehmen steht in einem starken Spannungsverhdltnis zur angestrebten Transpa-
renz flr Verbraucher. Der Vollzug dieser Vorschrift ist immer wieder fur Behorden, Gerichte und
Unternehmen mit Rechtsunsicherheiten und erheblichem Aufwand verbunden.

Die Entwicklung der jiingeren Rechtsprechung (Beschliisse des BVerfG v. 28.07.2025, 1 BvR
1949/24 und 18.09.2025,1 BvR 1846/25) zeigt, dass die Einhaltung der gesetzlichen Anforderung
an eine Unverziglichkeit der behdrdlichen Information schwierig ist, wenn Behdrden den Unter-
nehmen ein faires Verfahren gewahren. Hierzu gehort ein ordentliches Anhérungsverfahren und die
Maoglichkeit, die behdrdliche Entscheidung vor Verdffentlichung im Wege eines gerichtlichen Eil-
verfahrens Uberprifen zu lassen.

Hierdurch kommt es in der Praxis zu einer Schieflage: Kleine handwerkliche Betriebe, die sich keine
teure, anwaltliche Vertretung leisten kénnen, werden mit ihrem Namen im Internet verdffentlicht.
Andere Betriebe hingegen haben groRere Chancen, mit der Hilfe anwaltlicher Vertretung die Ver-
offentlichung von VerstoRen erfolgreich zu verhindern, indem das Verwaltungsverfahren so lange
verzogert wird, dass die Verdffentlichung schlussendlich vor Gericht an der fehlenden Unverzig-
lichkeit scheitern kann.

Mit dem Verbraucherinformationsgesetz sowie Informationsfreiheitsgesetzen in Bund und Landern
stehen alternative Mdglichkeiten flr Verbraucher zur Verfligung, sich bei Behdrden zu informieren.
Anders als § 40 Absatz 1a LFGB setzen diese Vorschriften einen Antrag auf Informationszugang
voraus. § 40 Absatz 1a LFGB hingegen verpflichtet die Behdrden, ohne vorherigen Antrag und ohne
Ermessensspielraum bestimmte Informationen zu veréffentlichen.

8 40 Absatz 1a LFGB ist deshalb ersatzlos zu streichen.
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2.

3.

Zu Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a (8§ 44 Absatz 3 Satz 4 LFGB)

Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a ist zu streichen.

Begriindung:

Fir die Regelung besteht kein Bedarf. Bereits jetzt konnen die Behtrden zur Vermeidung unbilliger
Harten Ausnahmen von den Ubermittlungsanforderungen im Einzelfall zulassen. Damit kann indi-
viduell auf die besondere Situation kleinerer Betriebe eingegangen werden. Der fehlende Regelungs-
bedarf wird durch die praktischen Erfahrungen mit der bestehenden Regelung bestatigt, bei deren
Anwendung keine grundsétzlichen Probleme bekannt geworden sind. Vielmehr ist erst vor wenigen
Jahren von den Bundesléandern die derzeitige Fassung des § 44 Abs. 3 LFGB initiiert worden, um
eine deutliche Verkurzung der fir die Rickverfolgung der Lieferbeziehungen notwendigen Zeit zu
erreichen. Die Praxis hat gezeigt, dass dieses Ziel mit der derzeitigen Fassung erreicht wird.

Gegen die Anderung sprechen auch die folgenden Griinde, insbesondere kann das Ziel der Entlas-
tung von Burokratieaufwand damit nicht erreicht werden:

Das Kriterium fur die Befreiung, aufgrund der Anzahl der Lieferanten von max. 20 auf ein
kleines Unternehmen zu schlieBen, ist willkirrlich und nicht nachvollziehbar, sie entspricht
auch nicht der typischen Anzahl von Lieferanten eines Kleinbetriebes. Das Kriterium ist zudem
ungeeignet, da auch GroRRbetriebe nur wenige Lieferanten haben kénnen.

Die elektronische Datenlibermittlung ist heute auch bei Kleinbetrieben in der Regel etabliert,
so werden Warenbestellungen, Abrechnungen und auch die Steuererklarung (gesetzliche Ver-
pflichtung) elektronisch vorgenommen.

Der Vorschlag erhéht fiir die Behérden den Birokratieaufwand, da diese zunachst die Anzahl
der Lieferanten ermitteln missen, um tiber die Anwendung der Ausnahme entscheiden zu kon-
nen. Auch der Betrieb hat zusatzlichen Aufwand, da er die Zahl der Lieferanten belegen muss.
Da sich diese Zahl kontinuierlich &ndern kann, ist mit einem wiederkehrenden Mehraufwand
(Meldung und Kontrolle) zu rechnen. Statt Arbeitsaufwand zu sparen, fuhrt die Regelung bei
den Beteiligten zu einem burokratischen Mehraufwand.

Zu betrachten ist hierbei jedoch nicht nur der potentielle Mehraufwand der Behdrden, sondern
auch die zeitliche Dringlichkeit bei der Priifung der Rickverfolgbarkeitsinformationen und de-
ren Weitergabe an andere Behorden. Eine besondere zeitliche Dringlichkeit ergibt sich bei ge-
sundheitlich bedenklichen Lebensmitteln und Lebensmittelbedarfsgegenstdnden (z. B. Nach-
weis von Schimmelpilzgiften, Fremdkdrperfunde oder nicht gekennzeichnete Allergene), die
eine Schnellwarnmeldung auch europaweit auslosen. Gerade in solchen Féllen wird hdchste
Effizienz durch kurze Meldewege und klare Hierarchien erwartet, um einen schnellen Infor-
mationsfluss rund um die Uhr, auch am Wochenende, zu erméglichen. Eine nachtrégliche Di-
gitalisierung, um die teilweise groen Datenmengen durchsuchen oder sortieren zu kénnen,
kostet die Behorden wertvolle Zeit, in der diese Erzeugnisse nicht nachverfolgt und sicherge-
stellt werden kdnnen.

Zu Artikel 2 Nummer 2 (§ 44a LFGB)

Artikel 2 Nummer 2 ist durch die folgende Nummer 2 zu ersetzen:

»2. 8 44a wird aufgehoben.”
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Folgeanderungen:

Avrtikel 10 ist wie folgt zu &ndern:

a) In Nummer 7 ist die Angabe ,,(BGBI. I S, 106, 871).” durch die Angabe ,,(BGBI. I S. 106, 871),“ zu

ersetzen.
b) Nach Nummer 7 ist die folgende Nummer 8 einzufiigen:

»8.  die Verordnung zu Mitteilungs- und Ubermittlungspflichten zu gesundheitlich nicht erwiinschten
Stoffen (Mitteilungs- und Ubermittlungsverordnung — MitUbermitV) vom 28. Dezember 2011
(BGBI. 2012 1 S. 58).

Begriindung:

Der § 44a LFGB sowie die damit verbundene Mitteilungs- und Ubermittlungsverordnung (MitUber-
mitV) wurden im Jahr 2011 vor dem Hintergrund des so genannten 14-Punkte-Aktionsplanes der
Agrar- und Verbraucherschutzminister in das LFGB eingefiihrt, um ein nationales ,,Friihwarnsystem
zur Dioxinbelastung“ zu etablieren. Mit dieser Regelung, die Uber EU-Recht hinaus geht, sind so-
wohl Lebens- und Futtermittelunternehmer als auch die zustdndigen Behdrden zu einer monatlichen
Meldung von vorliegenden Ergebnissen von Dioxin- und PCB-Untersuchungen von Lebens- und
Futtermitteln verpflichtet.

Die Erfahrungen der vergangenen fiinfzehn Jahre haben gezeigt, dass diese Regelung zu einem er-
heblichen Verwaltungsaufwand bei Unternehmen und den zustdndigen Behdrden fiihrt. So miissen
nach MitUbermitV bis zu 30 Einzelinformationen fiir jedes vorliegende Ergebnis erfasst und Gber-
mittelt werden. Der letzte vom BVL vorliegende Auswertungsbericht flr das vierte Quartal 2025
weist fir diesen Zeitraum Daten von 1 333 gemeldeten Proben aus. Das urspriingliche Ziel eines
Frihwarnsystems wird in keiner Weise erfullt und dem hohen blrokratischen Aufwand steht nur ein
sehr begrenzter Nutzen flir den Verbraucherschutz gegentiber.

Aus Sicht der Lebens- und Futtermittelsicherheit ist es erforderlich, dass die zustdndigen Behorden
schnellstmdglich Kenntnis tber aufféallige Untersuchungsbefunde von Seiten der Lebens- und Fut-
termittelunternehmen erhalten. Dies wird durch das geltende EU-Recht und die bestehenden Mel-
depflichten auch ohne die Regelung nach § 44a LFGB sichergestellt.

4, Zu Artikel 5 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb (§ 20 Absatz 3 Satz 2 GAPDZG)

Der Bundesrat begriiRt ausdriicklich, dass die Bundesregierung auf die Einfiinrung der weiteren Oko-Rege-
lungen (Okoregelungen fiir Weidehaltung in milchviehhaltenden Betrieben und zur innerbetrieblichen Ver-
teilung von landwirtschaftlichen Flachen, die zur Verbesserung der Biodiversitét bereitgestellt werden) wéh-
rend der sich dem Ende néhernden Forderperiode 2023 bis 2027 absehen will.
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5.

Begriindung:

Die Einfiihrung neuer Oko-Regelungen allein fiir das Antragsjahr 2027 wére mit erheblichen fach-
lichen, technischen, administrativen und finanziellen Aufwendungen verbunden. Neue Foérderbedin-
gungen hétten rechtlich ausgestaltet, in die bestehenden Antrags-, Kontroll- und Auszahlungssys-
teme integriert, technisch programmiert und getestet sowie gegeniiber den Betrieben und den zu-
stdndigen Behorden kommuniziert werden missen. Dieser Aufwand ist insbesondere mit Blick auf
die Wirkung dieser Oko-Regelungen fiir lediglich ein Antragsjahr (2027) nicht vertretbar.

Zudem hétte die Einfiihrung dieser Oko-Regelungen zugleich die Planungssicherheit der Betriebe
und die Verlasslichkeit der Verwaltungsverfahren beeintrachtigt.

Die grundsétzliche Bedeutung von Dauergriinland fir den Klima-, Boden-, Gewésser- und Biodiver-
sitatsschutz bleibt davon unberihrt. Bei der Ausgestaltung bundesweiter Forderangebote ist jedoch
zu berticksichtigen, dass in mehreren Landern bereits umfangreiche und auf die jeweiligen regiona-
len Bedingungen zugeschnittene FordermalRnahmen fir Grinlandbewirtschaftung, Weidehaltung
und Biodiversitatsleistungen bestehen. Eine zusitzliche bundesweite Regelung hitte zu Uberschnei-
dungen, Abgrenzungsschwierigkeiten und Problemen bei der VVermeidung einer Doppelférderung
gefuhrt. Dadurch wéren bewahrte Landermanahmen eingeschrankt wurden, ohne dass fir die be-
troffenen Betriebe ein zusatzlicher Nutzen entstiinde.

Hinzu kommt, dass die vom zustdndigen Bundesministerium verdffentlichten Zahlen zur Antrag-
stellung der Oko-Regelungen in 2026 eine erneute Steigerung gegeniiber 2025 aufzeigen. Diese er-
neut verbesserte Inanspruchnahme der bestehenden Oko-Regelungen zeigt, dass nochmalige Ande-
rungen in der laufenden Forderperiode nicht erforderlich sind und nur zu noch mehr Komplexitét
und Birokratie flihren wiirden.

Zu Artikel 6 Nummer 1 (8§ 4 Absatz 2 Nummer 4a — neu — TierNebG)

Nach Artikel 6 Nummer 1 8 4 Absatz 2 Nummer 4 ist die folgende Nummer 4a einzufligen:

»aa.

tierdrztliche Bescheinigung, dass die Identitat des Equiden Uberprift und bestétigt wurde und der
Equide keine Anzeichen fiir eine der gemafl der Verordnung (EU) 2016/429 in Verbindung mit
Anlage 1 Spalte 3 der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/1882 furr Equiden relevanten geliste-
ten Seuchen aufgewiesen hat,*
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Begriindung:

Insbesondere weil es sich in 8 4 Absatz 2 TierNebG um einen Ausnahmetatbestand von der Andie-
nungspflicht handelt, ist es erforderlich, dass mit der Anzeige eine tierdrztliche Bescheinigung
(keine amtstierdrztliche Bescheinigung) vorgelegt wird, mit der bestatigt wird, dass der tote Equide
keine Anzeichen auf eine der gemalR der Verordnung (EU) 2016/429 in Verbindung mit Anlage 1
Spalte 3 der Durchfuihrungsverordnung (EU) 2018/1882 fur Equiden relevanten gelisteten Seuchen
aufgewiesen hat. Auf den Grundsatz des Tierische Nebenprodukte-Rechts (Schutz der Gesundheit
von Mensch und Tier) wird in dem Zusammenhang hingewiesen. Um Missbrauch bzw. einen Ver-
botsirrtum vorzubeugen, soll mit der tierérztlichen Bescheinigung auch die Identitat des Equiden
bestatigt werden.

Gerade bei akut verstorbenen Equiden erfolgte evtl. keine vorherige Konsultation eines Tierarztes
und der Equidenhalter ist ggf. Gberfordert, zu erkennen, ob eine gelistete Seuche vorgelegen haben
kann. Zudem soll mit der Regelung ein Verbotsirrtum hinsichtlich der Meldeverpflichtung des Tier-
halters nach der Tierseuchenmeldeverordnung vorgebeugt werden.

In der Abwégung ,,Entbiirokratisierung” vs. ,,praventive Tierseuchenbekdmpfung* ist der Vermei-
dung der Ausbreitung von Seuchen Vorrang einzurdumen.

Zu Artikel 6 Nummer 1 (§ 4 Absatz 2a — neu — TierNebG), Nummer 4 (8 14 Absatz 1 Nummer 2a — neu —
TierNebG)*

Acrtikel 6 ist wie folgt zu andern:

a) Nummer 1 ist durch die folgende Nummer 1 zu ersetzen:
1. 8 4 Absatz 2 wird durch die folgenden Absétze 2 und 2a ersetzt:

»(2) Fur Equiden <... weiter wie Vorlage ...>.

*

Die ziffern 6 und 7 bedirfen bei gleichzeitiger Weiterverfolgung der redaktionellen Zusammenfihrung (beziig-
lich Artikel 6 Nummer 4).
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(2a) Sofern tote Equiden im Sinne des Artikels 3 Nummer 6 Buchstabe b der Verordnung
(EG) Nr. 1069/2009 sich an einem Ort befinden, an dem Landtiere im Sinne des Artikels 4 Num-
mer 2 der Verordnung (EU) 2016/429 aufgrund des Ausbruches einer flir Landtiere in Anlage 1
Spalte 3 der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/1882 gelisteten Seuche Verbringungsein-
schréankungen nach Teil Il Kapitel Il der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687 unterliegen,
kdnnen — abweichend von Absatz 2 — Ausnahmen von § 3 Absatz 1 Satz 1 bis 3 nur mit Geneh-
migung der zustandigen Behdrde gewahrt werden, soweit die Equiden in einer Verbrennungsan-
lage, die die Voraussetzungen des Artikels 6 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 er-
flllt, verbrannt werden. Werden Equiden nicht unverziglich zur Verbrennung abgeholt, sind sie
in einem Zwischenbehandlungsbetrieb fir Material der Kategorie 1 oder 2, in der tierérztlichen

Praxis oder in der tierdrztlichen Bildungsstétte so aufzubewahren, dass
1. sie vor Witterungseinfliissen geschditzt sind,
2. Menschen nicht unbefugt mit ihnen in Bertihrung kommen kénnen und
3. Tiere nicht mit ihnen in Berilhrung kommen kénnen."
b)  Nummer 4 ist durch die folgende Nummer 4 zu ersetzen:
;4. Nach § 14 Absatz 1 Nummer 2 wird die folgende Nummer 2a eingefugt:

»2a. einer mit einer Genehmigung nach 8 4 Absatz 2a verbundenen vollziehbaren Auflage zu-

widerhandelt,

Begriindung:
Zu Buchstabe a:

Mit dem einzufiigenden Absatz 2a soll sichergestellt werden, dass wenn im Zuge eines Ausbruches
einer gelisteten Landtierseuche fiir den Betrieb oder fiir eine eingerichtete Sperrzone seuchenspezi-
fische Verbringungseinschrankungen gelten, die Verbringung von Equiden zur Kremation weiter
einem Genehmigungsvorbehalt unterliegt und zwar unabhangig davon ob Equiden hinsichtlich der
betreffenden Landtierseuche als empféngliche Art gelistet sind.

Auch wenn eine entsprechende Vorgabe im Wege einer Allgemeinverfligung nach Tiergesundheits-
recht moglich ware, ist eine Verankerung im TierNebG aus Grunden der Entblrokratisierung und
auch aus Kostengriinden zu befirworten.

Als Folgednderung ist auch die vorgesehene Streichung von § 14 Absatz 1 Nummer 2 rlickgangig
zu machen, damit VerstdRe gegen mit einer Genehmigung nach § 4 TierNebG verbundene Auflagen
geahndet werden konnen.

Zu Buchstabe b:

Fir den Genehmigungsvorbehalt (§ 4 Absatz 2a — neu -) ist analog zu der Regelung in § 14 Absatz 1
Nummer 2 des aktuell noch glltigen TierNebG ein entsprechender BulRgeldtatbestand zu schaffen.
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7.

8.

Zu Artikel 6 Nummer 4 (8 14 Absatz 1 Nummer 2 TierNebG)”

Artikel 6 Nummer 4 ist durch die folgende Nummer 4 zu ersetzen:

4. In § 14 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,.einer mit einer Genehmigung nach § 4 verbundenen

vollziehbaren Auflage zuwiderhandelt,” durch die Angabe ,,entgegen § 4 Absatz 2 eine Anzeige nicht,

nicht richtig, nicht vollstdndig, oder nicht rechtzeitig erstattet” ersetzt.

Begriindung:

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht eine komplette Streichung von § 14 Absatz 1 Num-
mer 2 TierNebG vor. Wenn jemand der Anzeigepflicht nicht nachkommt, sollte jedoch die Mdég-
lichkeit einer BuBgeldbewahrung bestehen. Zudem ist ein weiterer BuRRgeldtatbestand zu bertick-
sichtigen.

Aufgrund der mit dem Artikelgesetz vorgesehenen Anderung des Genehmigungsvorbehalts in § 4
Absatz 2 TierNebG in eine Anzeigepflicht, ist unter Artikel 14 Absatz 1 Nummer 2 die Beibehal-
tung einer Mdglichkeit der Ahndung von VerstoRen gegen mit dieser Verpflichtung verbundene
Auflagen unerlésslich. In diesem Zusammenhang wird auf den Grundsatz des Tierische Nebenpro-
dukte-Rechts (Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier) sowie auf die Tatsache hingewiesen,
dass es sich in 8 4 Absatz 2 TierNebG um einen Ausnahmetatbestand von der Andienungspflicht
handelt.

Die vorgesehenen Anderungen in § 4 TierNebG dienen der Entbirokratisierung. Sie durfen jedoch
nicht dazu fuhren, dass aufgrund nicht vorgehaltener BulRgeldtatbestande ein ,,zahnloser Tiger* ge-
schaffen wird, fiir Tiere einer Art, von denen eine grofiere Gefahr fur die Gesundheit von Mensch
oder Tier ausgehen kann als von Heimtieren, die nach § 4 Absatz 1 TierNebG von der Anzeige-
pflicht ausgenommen sind.

Zu Artikel 9a — neu — (8 14 Absatz 3 — neu — MOG)

Nach Artikel 9 ist der folgende Artikel 9a einzufiigen:

JArtikel 9a

Anderung des Marktorganisationsgesetzes

Das Marktorganisationsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 2017 (BGBI. 1
S. 3746), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes zur Anderung agrarrechtlicher Vorschriften und zur An-

derung weiterer Gesetze vom 23.10.2024 (BGBI. 2024 | Nr. 327) geéndert worden ist, wird wie folgt geén-

Die ziffern 6 und 7 bedirfen bei gleichzeitiger Weiterverfolgung der redaktionellen Zusammenfiihrung
(beziiglich Artikel 6 Nummer 4).
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dert:

Nach § 14 Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 eingefligt:

.»(3) Abweichend von Absatz 1 sind Ruckforderungsbetrdge im Bereich der Direktzahlungen sowie

sonstigen Zahlungen aus dem Européischen Garantiefonds fiir die Landwirtschaft ab Ablauf der Zahlungs-

frist zu verzinsen. Die Zahlungsfrist darf maximal 60 Tage ab Bekanntgabe des Festsetzungsbescheids be-

tragen.

Begriindung:

Im Marktorganisationsgesetz wird die einst im EU-Recht verankerte Regelung zur Verzinsung von
zuriickgeforderten Direktzahlungen und sonstigen Zahlungen aus dem Europdischen Garantiefonds
fur die Landwirtschaft (EGFL) fortgeschrieben. Durch die Kklaren, einheitlichen Vorgaben wird
deutschlandweit eine einheitliche VVorgehensweise sichergestellt, die sowohl die betroffenen Be-
gunstigten als auch die Verwaltung und die Gerichte bei der Abwicklung der Massenverfahren ent-
lastet. Die Riickzahlungsverpflichteten, die aufgrund der EU-Finanzierung einem strengen Férder-
regime unterliegen, werden wie in den vorausgehenden Agrarférderperioden bei fristgerechter
Ruckzahlung nicht mit zusatzlichen Zinszahlungen belastet, die Riickabwicklung durch die hohere
Akzeptanz der Riickforderung erleichtert und die Verfahren schneller zum Abschluss gebracht.

Eine von 8 49a Absatz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz abweichende Regelung des Zinsbeginns ist
zudem fir die EGFL-finanzierten FérdermalRnahmen auch verfassungsrechtlich durch den Gleich-
behandlungsgrundsatz geboten, da sich die Félle bedeutend von anderen Ruckforderungsfallen un-
terscheiden. Die EGFL-finanzierten Férdermalinahmen zeichnen sich durch eine systemimmanente
hohe Fehleranfalligkeit aus, da sich mit jeder Forderperiode die komplexen Vorgaben éndern. Bei
einer festgestellten UnregelmaRigkeit werden abhéngig vom Umfang des festgestellten Verstoles
zusétzliche Verwaltungssanktionen verhéngt, die tber die reine Klrzung hinausgehen. Zum Schutz
der finanziellen Interessen der EU wird bei den EU-finanzierten FérdermalRnahmen ein deutlich
strengerer MaRstab bei der Riickforderung von etwaigen Uberzahlungen angelegt als bei anderen
Fordermalinahmen. So ist zum Beispiel auch ein Verzicht auf die Riickforderung aus Griinden des
Vertrauensschutzes nur sehr eingeschrankt moglich. Zudem werden die Beglinstigten engmaschigen
Kontrollen unterzogen. Die Vielzahl an Kontrollen und der Einsatz spezieller Technik (etwa die
Auswertung von Satellitenbildern) filhren dazu, dass auch noch Verstolie in der Vergangenheit be-
lastbar nachgewiesen werden kénnen.

Diese Besonderheiten der EGFL-FordermalRnahmen rechtfertigen bei einer am Gerechtigkeitsge-
danken orientieren Betrachtungsweise eine spezielle Zinsregelung in Anlehnung an das gesetzliche
Leitbild von § 288 in Verbindung mit § 286 Biirgerliches Gesetzbuch und die EU-rechtlich getroffe-
nen Zinsregelungen. Die EU selbst hat diese Regelung fiir die EGFL-Férdermainahmen bis 2022 in
Artikel 7 Absatz 2 Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 getroffen und die Anwendung, an-
ders als beispielsweise bei der Kleinbetragsregelung fir Rickforderungen, nicht davon abhéngig
gemacht, ob dies im nationalen Recht entsprechend geregelt wurde. Der Grund flr den Wegfall der
EU-rechtlichen Regelung liegt nicht in der festgestellten Primérrechtswidrigkeit, sondern im Um-
stand, dass den Mitgliedstaaten in der neuen Forderperiode mehr Regelungskompetenzen einge-
rédumt wurden. Im Einklang damit ist auch in der aktuellen Haushaltsordnung fiir den Gesamthaus-
halt der EU die Erhebung von Verzugszinsen erst nach Ablauf der Zahlungsfrist vorgesehen (siehe
hierzu Artikel 99 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 98 Absatz 4 Unterabsatz 1 Buchstabe b der
Verordnung (EU, Euratom) 2024/2509). Die EU hétte diese Zinsregelungen nicht getroffen, wenn
sie mit dem Schutz der finanziellen Interessen der EU unvereinbar, mithin nicht sachgerecht wéren.
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9.

b)

Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat begrii3t die mit dem Gesetzentwurf im Bereich des Bundesministeriums fur Landwirt-
schaft, Erndhrung und Heimat sowie in weiteren Bereichen eingeleiteten MaRnahmen. Die vorgesehe-
nen Anderungen sind ein wichtiger Schritt, um land- und forstwirtschaftliche Betriebe sowie die zu-

stdndigen Verwaltungen von vermeidbaren biirokratischen Belastungen zu entlasten.

Der Bundesrat stellt zugleich fest, dass die vorgesehenen MaRnahmen noch hinter den Erwartungen der
land- und forstwirtschaftlichen Praxis an einen splrbaren und nachhaltigen Birokratiertickbau zurtick-
bleiben. Er fordert die Bundesregierung daher auf, den eingeschlagenen Weg kontinuierlich und mit
hoher Prioritat fortzufiihren, weitere Entlastungspotenziale zu erschlieBen und bereits eingeleitete MaR-
nahmen mdoglichst zeitnah abzuschlieRen und praxistauglich einzufiihren. Die L&nder sind dabei friih-

zeitig und fortlaufend in den Prozess einzubeziehen.

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, sich auch auf européischer Ebene mit einer starken
ressortiibergreifenden Position fiir einen weitergehenden strukturellen Birokratierlickbau einzusetzen.
Dies gilt insbesondere fir die Ausgestaltung der Gemeinsamen Agrarpolitik nach 2027 und des Mehr-
jahrigen Finanzrahmens. Europdische Vorgaben missen rechtssicher, vollzugstauglich und verhaltnis-

maRig ausgestaltet und Betriebe und Verwaltungen konsequent weiter entlastet werden.

Begriindung:

Land- und forstwirtschaftliche Betriebe sowie die zustandigen Verwaltungen sind weiterhin mit ei-
nem hohen birokratischen Aufwand konfrontiert. Besondere Belastungen entstehen durch kom-
plexe Nachweis-, Dokumentations-, Melde- und Kontrollanforderungen sowie durch teilweise un-
einheitliche Auslegungen und Verfahren an den Schnittstellen zwischen europédischem, Bundes- und
Landesrecht.

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Malnahmen greifen einzelne dieser Belastungen auf und sind
daher ausdriicklich zu begriiRen. Die vorgesehenen Anderungen reichen jedoch nicht aus, um die
strukturellen Ursachen der hohen birokratischen Belastung umfassend zu beseitigen. Erforderlich
ist vielmehr ein kontinuierlicher Prozess, in dem bestehende Nachweis-, Dokumentations- und Kon-
trollpflichten systematisch auf ihre Notwendigkeit, VerhaltnismaRigkeit und Vereinfachungsfahig-
keit Uberpruft werden.

Die Bundesregierung sollte sich vorrangig fir die Vereinfachung bestehender Regelungen sowie flr
die rechtzeitige, praxistaugliche und rechtssichere Vorbereitung der Gemeinsamen Agrarpolitik
nach 2027 einsetzen. Hierfur ist eine frihzeitige und enge Zusammenarbeit zwischen Bund und
Landern erforderlich. Zugleich muss sich die Bundesregierung auf européischer Ebene ressortiiber-
greifend dafiir einsetzen, dass Biirokratieentlastung strukturell in der neuen Forderperiode verankert
wird. Nur so kénnen dauerhaft praxistaugliche, finanzierbare und von Betrieben und Verwaltungen
akzeptierte Regelungen geschaffen werden.
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Anlage 3

GegenauRerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung duRert sich zu der Stellungnahme des Bundesrates wie folgt:

Zu Ziffer 1 (Artikel 2 Nummer 01 — neu — (§ 40 Absatz 1a, Absatz 1 Satz 2, Absatz 3, Absatz 4a LFGB)):

Die Bundesregierung wird im weiteren parlamentarischen Verfahren priifen, ob den aus Sicht der L&nder beste-

henden Schwierigkeiten durch eine Reform des § 40 Absatz 1a Rechnung getragen werden kann. Hiervon kann
auch die Streichung des § 40 Absatz 1a erfasst sein.

Zu Ziffer 2 (Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a (§ 44 Absatz 3 Satz 4 LFGB)):

Die Bundesregierung lehnt die Anderungsvorschlage ab.

Die Bundesregierung strebt mit der Regelung eine Entlastung insbesondere von kleinen Betrieben ohne Waren-
wirtschaftssystem an. Aufgrund der Regelung sind die einschldgigen Betriebe zukiinftig nicht mehr auf eine

Ausnahmeregelung der zustiandigen Behorde angewiesen, sondern kénnen den Vollzugsbehdrden die Ubermitt-
lung von Lieferbeziehungen elektronisch und somit niedrigschwellig zur Verfigung stellen. Die Regelung stellt

somit einen Beitrag zum Biirokratieabbau dar.

Zu Ziffer 3 (Artikel 2 Nummer 2 (8§ 44a LFGB)):

Die Bundesregierung stimmt dem Anderungsvorschlag im Grundsatz zu.

Im Zuge des geplanten Entwurfs eines Fiinften Gesetzes zur Anderung des Lebensmittel- und Futtermittelge-
setzbuches sowie anderer Vorschriften soll eine entsprechende Aufhebung und Ersetzung durch eine Verord-
nungserméchtigung umgesetzt werden, damit die Bundesregierung bei Bedarf gezielt MalRnahmen zum gesund-

heitlichen Verbraucherschutz ergreifen kann.

Zu Ziffer 4 (Artikel 5 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb (8§ 20 Absatz 3 Satz 2 GAPDZG)):
Die Bundesregierung nimmt die Ausfiihrungen zur Kenntnis.

Zu Ziffer 5 (Artikel 6 Nummer 1 (8 4 Absatz 2 Nummer 4a — neu — TierNebG)):
Die Bundesregierung lehnt den Anderungsvorschlag ab.

Die Forderung nach einer tierérztlichen Bescheinigung, mit der die Identitat des fiir die Kremierung bestimmten
Equiden und die Freiheit von gelisteten Tierseuchen bestatigt wird, ist unverhaltnisméRig. Tierhalterinnen und
Tierhalter unterliegen nach dem Tiergesundheitsrecht ohnehin einer Meldepflicht bei Verdacht auf eine melde-
pflichtige Seuche, ungeachtet der Kremierung. Zudem ist die Abstellung auf alle ,,gelisteten* Tierseuchen zu
kritisieren. Darunter fallt beim Pferd z.B. auch das West-Nil-Fieber, das zwar einer Meldepflicht, jedoch keinen

Bekampfungsmalinahmen unterliegt.
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Daneben ist zu beriicksichtigen, dass in den Féllen, in denen das Pferd nicht vom Tierarzt euthanasiert wurde,
sondern gestorben ist, durch visuelle Beschau kaum feststellbar ist, ob das Pferd an einer gelisteten Seuche ge-
storben ist. Angesichts dieser Bedenken und Einschrénkungen sind die durch die Regelung fiir Tierhalterinnen
und Tierhalter entstehenden zusétzlichen Kosten und der biirokratische Aufwand nicht zu rechtfertigen.

Zu Ziffer 6 (Artikel 6 Nummer 1 (8 4 Absatz 2a — neu — TierNebG), Nummer 4 (§ 14 Absatz 1 Nummer 2a —
neu — TierNebG)):

Die Bundesregierung lehnt die Anderungsvorschlage ab.

Die Forderung nach einem Fortbestehen der Genehmigungspflicht bei Ausbruch einer fiir andere Landtierarten
(als Equiden) gelisteten Seuche wird als unverhdltnismaRig bewertet. Dies wiirde in der Konsequenz bedeuten,
dass jede Kremierung eines toten Pferdes aus z.B. einem Gefliigelpest-Restriktionsgebiet einer Genehmigung
bedurfen wiirde. Hierfr wird seitens der Bundesregierung keine tierseuchenrechtliche Notwendigkeit gesehen,
da es um den Ausbruch einer Seuche geht, fur die Equiden nicht empfénglich sind. Vielmehr bestehen seitens
der Bundesregierung Zweifel, dass eine derartige Regelung in Anbetracht des unmittelbar geltenden EU-Tier-
gesundheitsrechts Gberhaupt méglich ist. Verbringungsbeschrankungen aus/in Sperr- oder Schutzzonen fir nicht
fiir die Seuche empfangliche Tierarten (nicht gelistete Tierarten) sieht das EU-Recht nicht vor. Zudem ist nach
EU-Recht die zustandige Behorde die einschldagige Normadressatin zur Beschrankung von Verbringungen. Mit-
hin muss eine Verbringung von der Behdrde verboten werden, nicht der Unternehmer eine Genehmigung vorab

einholen.

Zu Ziffer 7 (Artikel 6 Nummer 4 (§ 14 Absatz 1 Nummer 2 TierNebG)):
Die Bundesregierung stimmt dem mit dem Anderungsvorschlag verfolgten Anliegen im Grundsatz zu und wird

dessen Umsetzung durch eine bewehrungsrechtlich zuléssige Regelung im weiteren Gesetzgebungsverfahren

prifen.

Zu Ziffer 8 (Artikel 9a — neu — (8 14 Absatz 3 — neu — MOG)):
Die Bundesregierung wird den Anderungsantrag im weiteren parlamentarischen Verfahren priifen.

Zu Ziffer 9 (Zum Gesetzentwurf allgemein):

Die Bundesregierung nimmt die Ausfiihrungen zur Kenntnis.



	Änderung des Pflanzenschutzgesetzes (Artikel 1)
	Lfd. Nr. 2.1 (Weitere Vorgabe): Verpflichtende Fort- oder Weiterbildung für sachkundige Personen im Pflanzenschutz; § 9 Abs. 4 PflSchG
	Änderung des Pflanzenschutzgesetzes (Artikel 1)
	*Spiegelvorgaben werden in der Spalte 'Artikel Regelungsentwurf; Norm (§§); Bezeichnung der Vorgabe' einheitlich gekennzeichnet
	Erfüllungsaufwand der Verwaltung nach Vorgaben
	Lfd. Nr. 3.1: Verpflichtende Fort- oder Weiterbildung für sachkundige Personen im Pflanzenschutz; § 9 Abs. 4 PflSchG
	Lfd. Nr. 3.2: Ausstellung Nachweis für verpflichtende Fort- oder Weiterbildung für sachkundige Personen im Pflanzenschutz; § 9 Abs. 4 PflSchG

	Änderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuchs (Artikel 2)
	Änderung der Bundes-Tierärzteordnung (Artikel 4)
	Lfd. Nr. 3.1: Möglichkeit der Übertragung von Aufgaben an ein anderes Land oder an eine gemeinsame Einrichtung; § 13 Abs. 3a BTÄO
	Lfd. Nr. 3.2: Ergänzung der Unterrichtungspflicht um die Auskunft auf Ersuchen; § 13 Abs. 4a BTÄO

	Änderung des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes (Artikel 5)
	Änderung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes (Artikel 6)
	Lfd. Nr. 3.1: Umwandlung der Genehmigungspflicht in Anzeigepflicht bei Kremie-rung von Pferden; § 4 Abs. 2 TierNebG

	Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuches (Artikel 7)
	1. Zu Artikel 2 Nummer 01 – neu – (§ 40 Absatz 1a, Absatz 1 Satz 2, Absatz 3, Absatz 4a LFGB)
	2. Zu Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a (§ 44 Absatz 3 Satz 4 LFGB)
	3. Zu Artikel 2 Nummer 2 (§ 44a LFGB)
	Folgeänderungen:
	4. Zu Artikel 5 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb (§ 20 Absatz 3 Satz 2 GAPDZG)
	5. Zu Artikel 6 Nummer 1 (§ 4 Absatz 2 Nummer 4a – neu – TierNebG)
	6. Zu Artikel 6 Nummer 1 (§ 4 Absatz 2a – neu – TierNebG), Nummer 4 (§ 14 Absatz 1 Nummer 2a – neu – TierNebG)0F*
	7. Zu Artikel 6 Nummer 4 (§ 14 Absatz 1 Nummer 2 TierNebG)1F*
	8. Zu Artikel 9a – neu – (§ 14 Absatz 3 – neu – MOG)
	9. Zum Gesetzentwurf allgemein



